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I. Teilnehmer 

An der Konferenz nahmen 730 Teilnehmer aus 
94 Mitgliedstaaten der IPU teil, darunter 452 Dele- 
gierte. 

Folgende internationale Organisationen entsandten 
Beobachter: 

— die Vereinten Nationen 

— das Entwicklungsprogramm der Vereinten Na- 
tionen (UNDP) 

— der Fonds der Vereinten Nationen für Bevölke- 
rungsprogramme (UNFPA) 

— die Internationale Arbeitsorganisation (ILO) 

— die Weltgesundheitsorganisation (WHO) 

— der Internationale Währungsfonds (IMF) 

— die Internationale Zivilluftfahrt-Organisation 
(ICAO) 

— der Europarat 

— die Parlamentarische Versammlung des Europa- 
rates 

— die Liga der Arabischen Staaten 


— die Organisation Amerikanischer Staaten 
(OAS) 

— das Lateinamerikanische Parlament 

— das Anden-Parlament 

— die Arabische interparlamentarische Union 

— die Union der afrikanischen Parlamente (UAP) 

— die Parlamentarische Vereinigung für euro-ara- 
bische Zusammenarbeit 

— das Internationale Komitee vom Roten Kreuz 

— der Weltverband der Gesellschaften für die Ver- 
einten Nationen (WFUNA) 

— der Palästinensische Nationalrat 

Der Deutsche Bundestag entsandte folgende Dele- 
gation: 

Abg. Frau Geiger (CDU/CSU), Leiterin der Delega- 
tion 

Abg. Frau Fischer (CDU/CSU) 

Abg. Dr. Frhr. Spies von Büllesheim (CDU/CSU) 
Abg. Dr. Wulff (CDU/CSU) 

Abg. Dr. Holtz (SPD), Stellv. Leiter der Delegation 
Abg. Bernrath (SPD) 

Abg. Frau Dr. Lepsius (SPD) 

Abg. Wolfgramm (Göttingen) (FDP) 


II. Entschließungen 

Die Konferenz verabschiedete die folgenden Ent- 
schließungen: 

— Der Beitrag der Parlamente 

a) zur Beendigung des Wettrüstens und wirksa- 
mer Abrüstung unter besonderer Berücksich- 
tigung der Militarisierung des Weltraums so- 
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wie der nuklearen, konventionellen und che- 
mischen Waffen; 

b) zur wirksamen Bekämpfung des internatio- 
nalen Terrorismus; 

c) zur Beseitigung von Spannungsherden in der 
Welt und insbesondere zu den Bemühungen 
der Contadora-Gruppe. 

— Der Beitrag der Parlamente zur Beschleunigung 
des wirtschaftlichen Fortschritts in Entwick- 
lungsländern durch Verbesserung der Bedin- 
gungen des internationalen Handels und durch 
den Einsatz von Wissenschaft und Technologie 
zur Förderung des Wohls der Menschheit allge- 
mein und insbesondere der Gesundheit und des 
Wohlergehens der älteren Menschen. 

— Die Verwirklichung der von der Generalver- 
sammlung der Vereinten Nationen sowie von 
der Interparlamentarischen Union verabschie- 
deten Entschließungen über die palästinensi- 
sche Frage, die Lage im Libanon, die gewalt- 
same Annexion arabischer Territorien und den 
Krieg zwischen dem Iran und dem Irak als eine 
Möglichkeit zur Festigung des Friedens in der 
Welt und zur Verstärkung der internationalen 
Sicherheit. 

Die Gruppe der Bundesrepublik Deutschland hatte 
2;u den als ordentliche Tagesordnungspunkte be- 
handelten Themen je einen Entschließungsantrag 
und darüber hinaus ein Memorandum zu der zwei- 
ten Entschließung. 

Der Text dieser Entschließungsentwürfe und des 
Memorandums einschließlich des Textes der von 
der Konferenz angenommenen Entschließungen ist 
im Anhang abgedruckt. 


III. Eröffnung und Ablauf der Konferenz 

Die feierliche Eröffnungssitzung der 75. Interparla- 
mentarischen Konferenz fand am 7. April 1986 im 
„Palacio Legislative“ im Hause des Unionskongres- 
ses in Anwesenheit des mexikanischen Staatspräsi- 
denten, Lic, Miguel de la Madrid Hurtado, statt. 

Bei dieser Sitzung ergriffen der Präsident der mexi- 
kanischen Gruppe der Interparlamentarischen Uni- 
on, Senator Antonio Riva Palacio Lopez, der Präsi- 
dent des Interparlamentarischen Rates, Dr. Hans 
Stercken, MdB, als Vertreter der Vereinten Natio- 
nen, Hugo Navajas Mogro, sowie der Präsident der 
mexikanischen Republik, Lic. Miguel de la Madrid 
HurtadOy das Wort. 

Der Präsident des Interparlamentarischen Rates, 
Dr. Hans Stercken, MdB, gedachte zu Beginn seiner 
Ausführungen der Opfer der schweren Erdbeben- 
katastrophe in Mexiko-Stadt vom vergangenen 
Herbst sowie der Opfer des Flugzeugabsturzes ei- 
nes mexikanischen Verkehrsflugzeuges in der der 
Konferenz vorausgegangenen Woche. 


Dr. Stercken fuhr fort: 

„Wäre es nicht unsere feste Überzeugung, mit unse- 
ren Beratungen zum Frieden in der Welt beizutra- 
gen, so ließe sich eine so große Versammlung kaum 
rechtfertigen. Sie muß dem Ziel dienen, Verbind- 
lichkeiten zu schaffen und den Mut zu stärken. 

Die Delegierten, die hier nicht nur miteinander re- 
den, sondern auch handeln sollen, vertreten nicht 
Regierungen oder Verwaltungen. In der Verfassung 
meines Landes heißt es, daß der Abgeordnete nur 
seinem Gewissen unterworfen ist. Was kann uns 
dieses Gewissen eigentlich mehr abfordern, als 
Frieden zu schaffen, wo die Menschen miteinander 
streiten. 

Wir alle kennen die Länder, in denen Gewalt ausge- 
übt wird, oder die im Konflikt miteinander stehen. 
Einige Parlamente dieser Staaten habe ich besucht 
um zu erfahren, ob die Parlamentarier nicht Parla- 
mentäre des Friedens werden könnten. Ich habe 
erfahren, wie schwer dies ist, manchmal hoffnungs- 
los. Wer an einem Konflikt beteiligt ist, glaubt na- 
türlich, daß nur er recht habe. Doch, wer Recht 
sucht, soll Gerichte anrufen, um Gerechtigkeit zu 
finden. 

Die Parlamente können nur einen politischen Bei- 
trag leisten. Ihnen ist die Verständigung anvertraut, 
nicht die Verurteilung. Daß wir eine Union des Frie- 
dens sein wollen, das haben unsere Gründer so ge- 
wollt. Wenn wir diese Tradition nicht fortsetzen, 
entfällt die eigentliche Aufgabe der UNION. 

Wer Verantwortung in der Interparlamentarischen 
Union trägt, muß darüber wachen, daß dieser Auf- 
trag erfüllt wird. Ich will diesen Dienst mit Ihnen 
leisten. 

Daß ich in Frieden und Freiheit leben darf, ver- 
pflichtet mich dazu, jede Chance zu nutzen, um den 
Völkern des Irak und des Iran den Frieden zu si- 
chern, den sie brauchen, um den Aufbau ihrer Län- 
der fortzusetzen. Der Tod so vieler Menschen in die- 
sem wie in anderen Kriegen macht mich traurig. 
Doch die Ohnmacht, die ich empfinde, darf nicht zur 
Resignation führen. 

Frieden brauchen auch die Menschen in Uganda 
und in Angola, in El Salvador und Nicaragua, in 
Afghanistan und in Kamputschea. Ich kenne die 
Lager, in denen Millionen Menschen auf menschen- 
würdigere Zeiten hoffen. Helfen wir ihnen? Die vor 
Unterdrückung und Not Geflüchteten fragen mich: 
Was tun die Parlamente, um uns zu helfen? Wieviele 
Tonnen Papier werden mit Resolutionen bedruckt, 
die uns von fremder Herrschaft und vom Hunger 
befreien sollen! Mit der Verurteilung der Republik 
Südafrika haben wir unsere Möglichkeit, zur Ge- 
rechtigkeit beizutragen, keineswegs erschöpft. Wir 
sind keine Militärs und keine Diplomaten. Wir ha- 
ben die Bedingungen eines menschlichen Friedens 
zu formulieren, der das Miteinander fördert und 
nicht den Konflikt. 

Wenn die Interparlamentarische Union die größte, 
weltweite Friedensbewegung sein will, dann muß 
sie Wege der Verständigung aufweisen, wie im Na- 
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hen Osten der Konflikt durch Zusammenarbeit ge- 
löst werden kann, wie sich in Lateinamerika eine 
drastische Entlastung zugunsten gesicherter Le- 
bensverhältnisse entwickeln soll. 

Unsere Mitwirkung als Parlamentarier darf nicht 
vom Opportunismus bestimmt sein. Wenn es uns 
nicht gelingt, gemeinsame Wertvorstellungen zu 
entwickeln, dann kommen keine Ergebnisse zu- 
stande, die sich als tragfähig erweisen werden. Da- 
her müssen unsere Aussagen konkreter und in hö- 
herem Maße auf die Zukunft orientiert sein. Suchen 
wir gemeinsame Antworten auf neue Probleme: 

Der Schutz unserer Umwelt kann weder mit macht- 
politischen noch ideologischen Zielsetzungen ge- 
währleistet werden. Wir sollten unserer Verantwor- 
tung Rechnung tragen, indem wir gemeinsame Lö- 
sungen finden. Es gibt keine Maßnahme, die mehr 
Vertrauen stiftet, als die Zusammenarbeit. Suchen 
wir diese Zusammenarbeit durch eine Sicherung 
unserer gemeinsamen Lebensverhältnisse. 

Wir stehen schon mitten in einer neuen technologi- 
schen Revolution, in der Entscheidungen für das 
geistige und gesellschaftliche Leben unserer Völker 
getroffen werden müssen. Nehmen wir diese 
Chance für gemeinschaftliches Handeln wahr? Sind 
wir als Parlamentarier an diesem Prozeß beteiligt? 
Spiegelt die Tagesordnung unserer Konferenzen 
solchen Willen zur Gestaltung der Zukunft wider, 
oder schlagen wir immer noch die Schlachten von 
gestern, weil wir nicht den Mut haben, die Chancen 
der Technologie für eine friedliche Gestaltung die- 
ser Welt zu nutzen? Wir brauchen keine Parlamen- 
tarier, die den Ereignissen hinterherlaufen. Wir 
brauchen Politiker, die Wirtschaft, Wissenschaft 
und Technik zum Dienst am Menschen und zur 
Verständigung unter den Menschen nutzen. Jeder 
Konflikt, der unsere Kräfte verschleißt, steht der 
Wohlfahrt unserer Völker im Wege. 

Dies gilt insbesondere für die künftige Zusammen- 
arbeit zwischen den industrialisierten und den noch 
in der Entwicklung begriffenen Staaten. Das Be- 
wußtsein für Solidarität muß durch die Politiker ge- 
schaffen werden. Exekutive kann das nicht leisten! 
Politiker müssen den Sinn dafür wecken, daß sich 
nicht eine Minderheit die Ressourcen dieser Welt 
reservieren kann, während die anderen den Rest 
unter sich teilen. Politiker müssen auch deutlich 
machen, daß nur eine prduktive Weltwirtschaft den- 
jenigen mehr Anteil gibt, die heute zu Recht danach 
verlangen. Politiker sollten auch bekennen, daß 
Konflikte und Rüstung Kräfte verzehren, die wir 
besser für die Entwicklung dieser Welt einsetzen 
sollten. 

Schließlich: Wir müssen teilen lernen! Wir brauchen 
mutige Politiker, die dies auch sagen! 

Ich bitte Sie, mir zu glauben, daß ich mit dem Willen 
zum Dienst und der Entschlossenheit zu Werken 
des Friedens an meine Aufgabe herangehe. 

Ich sage dies in einem Land, in dem wir uns alle in 
diesen Tagen in großer Dankbarkeit wohlfühlen, 
weil wir spüren, daß hier die Grundsätze unserer 


Union gut aufgehoben sind. Ihre vielfältigen Pro- 
bleme verstehen wir in brüderlicher Solidarität. Wir 
wollen uns in diesen Tagen bemühen, manches bes- 
ser zu verstehen, um dann unsere politischen Ein- 
sichten zu nutzen. 

Indem wir mit dieser Feier unsere Konferenz offi- 
ziell beginnen, wünschen wir uns einen Geist von 
Mexiko, der uns erleichtert, Chancen zur Überein- 
stimmung zu nutzen, Wege des Kompromisses zu 
finden, unsere Phantasie und nicht nur unsere Lei- 
denschaften in Bewegung zu setzen und mutig zu 
sein. Denn auch das sollen ja die Parlamentarier 
sein. 

Mir wird manchmal entgegengehalten, solche Vor- 
stellungen seien zu idealistisch! Braucht unsere 
friedlose Welt nicht mehr Idealismus? Welche Ideen 
sollen denn den Wandel schaffen, auf den die Ar- 
men und Verfolgten, die Hungernden und Gefange- 
nen warten? 

Es gibt nichts Gutes auf der Welt, es sei denn, daß 
wir es selber tun! 

Gehen wir ans Werk!“ 


Zu Beginn der Konferenz lagen insgesamt 3 An- 
träge und ein Dringlichkeitsantrag für die Auf- 
nahme eines zusätzlichen Tagesordnungspunktes 
vor. Die Interparlamentarische Gruppe des Iran zog 
den von ihr eingebrachten Antrag „Weltweite För- 
derung der Respektierung des Kriegsvölkerrechts“ 
im Verlauf der Konferenz zurück, weil sie den In- 
halt dieses Antrags als ordentlichen Tagesord- 
nungspunkt für die 76. Interparlamentarische Kon- 
ferenz Vorschlägen wollte. 

Über die von den Gruppen des Irak und Israels ein- 
gebrachten Anträge 

1. die Verwirklichung der von der Generalver- 
sammlung der Vereinten Nationen sowie von der 
Interparlamentarischen Union verabschiedeten 
Entschließungen über die Palästinensische Fra- 
ge, die Lage im Libanon, die besetzten arabi- 
schen Territorien und den Krieg zwischen dem 
Iran und dem Irak als eine Möglichkeit zur Festi- 
gung des Friedens in der Welt und zur Stärkung 
der internationalen Sicherheit (Irak) und 

2. die Notlage der Juden in der Sowjetunion und die 
ständige Verschlechterung ihrer Situation (Isra- 
el) 

wurde abgestimmt. Die Konferenz beschloß, den 
von der Interparlamentarischen Gruppe des Irak 
eingebrachten Antrag als zusätzlichen Tagesord- 
nungspunkt zu behandeln. 

Der Dringlichkeitsantrag der Gruppe der syrisch- 
arabischen Republik „Der Angriff auf Libyen durch 
die amerikanischen Streitkräfte stellt eine dro- 
hende Gefahr für die Sicherheit im Mittelmeer- 
raum und für den Frieden in der Welt dar“ erhielt 
nicht die erforderliche vier-fünftel Mehrheit. 
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Tagesordnungspunkt: 

Der Beitrag der Parlamente 

a) zur Beendigung des Wettrüstens und wirksamen 
Abrüstung unter besonderer Berücksichtigung der 
Militarisierung des Weitraums sowie der nukiearen, 
konventionellen und chemischen Waffen; 

b) zur wirksamen Bekämpfung des internationaien 
Terrorismus; 

c) zur Beseitigung von Spannungsherden in der Weit 
und insbesondere zu den Bemühungen der Conta- 
dora-Gruppe. 

Abg. Dr. Wuiff (CDU/CSU): 

Herr Präsident, sehr geehrte Damen und Herren, 

wiederum stehen Abrüstungsfragen auf der Tages- 
ordnung unserer Konferenz, — ein natürlicher und 
notwendiger Vorgang. Denn zu keiner Zeit ist die 
Notwendigkeit, stabilen Frieden mit weniger, und 
weniger gefährlichen Waffen zu sichern, akuter 
empfunden worden. Abrüstung wird in der ganzen 
Welt als eine der bedeutsamsten Herausforderun- 
gen unserer Zeit betrachtet. Es ist deshalb eine 
Selbstverständlichkeit, daß die Interparlamentari- 
sche Union fortfährt, mit Nachdruck den wirksa- 
men Beitrag zu untersuchen, den Parlamente zur 
Lösung dieser großen kollektiven Menschheitsauf- 
gabe leisten können. Wir können uns von der Be- 
handlung des Themas durch die Union bei früheren 
Anlässen ermutigen lassen. Von zahlreichen Reso- 
lutionen der Vergangenheit ist ein kraftvoller Impe- 
tus auf Abrüstungsverhandlungen ausgegangen. 
Diese Resolutionen haben es Parlamenten und Re- 
gierungen erleichtert, die wesentlichen Aspekte lau- 
fender Verhandlungen zu erkennen. Sie haben auch 
neue Ansätze ins Spiel gebracht und in zahlreichen 
wichtigen Fällen einvernehmliche Lösungen er- 
leichtert, zu denen es sonst nicht hätte kommen 
können. 

Der Zeitpunkt für zusätzliches Handeln auf seiten 
der Interparlamentarischen Union ist günstig. 
Heute herrscht eine neue Atmosphäre von Hoff- 
nung und Chancen. Die Zusammenkunft der beiden 
führenden Staatsmänner der Welt in Genf hat zu 
einer Reihe umfassender politischer Einigungen 
und der gemeinsamen Verpflichtung geführt, alle 
laufenden Abrüstungsverhandlungen zu beschleu- 
nigen. Das Gipfeltreffen hat bereits neue, breit an- 
gelegte Abrüstungsvorschläge sowohl auf seiten der 
Vereinigten Staaten wir der der Sowjetunion gezei- 
tigt. 

Diese Vorschläge müßten jetzt ihren Wert im Ver- 
laufe genauer Prüfung an den verschiedenen Ver- 
handlungstischen unter Beweis stellen. Insbeson- 
dere die Vorschläge von Generalsekretär Gorba- 
tschow vom 15. Januar bieten eine ehrgeizige Ge- 
samtperspektive für Rüstungskontrolle und Abrü- 
stung. In erster Linie scheinen sie auf die Erlan- 
gung öffentlicher Unterstützung für bestimmte so- 
wjetische Anliegen gerichtet. Aus Fairneß muß man 
aber auch anerkennen, daß die Vorschläge von Ge- 


neralsekretär Gorbatschow eine Reihe von neuen, 
konstruktiven Elementen enthalten und daß das 
Gesamtpaket, das er vorgelegt hat, eine genaue, auf- 
merksame Untersuchung verlangt. Gleichwohl ist 
es wichtig, daß diese umfassenden Vorschläge nun- 
mehr in konkrete Einzelpositionen in den Verhand- 
lungen selbst übersetzt werden. Dabei müssen sie 
an dem Beitrag gemessen werden, den sie zur Si- 
cherheit aller Verhandlungspartner — und nicht 
nur zu derjenigen der Sowjetunion — leisten. Es ist 
ermutigend, daß die bilateralen Verhandlungen 
über Kernwaffen und Weltraumfragen zwischen 
den beiden Großmächten jetzt in vollem Gange sind 
und daß die Verhandlungspositionen der beiden 
Partner dabei der notwendigen Detailuntersuchung 
unterzogen werden. 

Es ist die Aufgabe der Parlamente, die beiden Groß- 
mächte zu frühzeitigem Verhandlungsabschluß zu 
drängen und in die Verhandlungen ein Element von 
Eilbedürftigkeit und Ungeduld hineinzutragen. Ins- 
besondere sollten die Parlamente darauf hinwirken, 
daß — ungeachtet der Notwendigkeit für den Ab- 
schluß eines Abkommens über strategische Waffen, 
das die Waffenbestände im Idealfalle halbiert und 
gleichwohl mehr strategische Stabilität schafft — 
eine Interimslösung auf dem Gebiet landgestützter 
Mittelstreckenwaffen zustande kommt, die die Be- 
drohung, die weltweit von diesen Waffen ausgeht, 
ausräumt, ohne gleichzeitig neue Bedrohungen zu 
schaffen. 

Der Beitrag der Parlamente soll das Zustandekom- 
men solcher bilateraler Abkommen erleichtern; 
gleichzeitig sollten die Parlamente aber auch auf 
ausgewogenen Fortschritt zwischen bilateralen und 
multilateralen Abrüstungsverhandlungen hinwir- 
ken. 

Globale Sicherheitsanliegen bedürfen auch globaler 
Lösungen. Die Verhandler der beiden Großmächte 
können sich nicht für die Staatengemeinscheift im 
Ganzen substituieren. Die Empfehlungen, die un- 
sere Konferenz verabschiedet, sollten deshalb auch 
die Möglichkeiten und die Rolle multilateraler Rü- 
stungskontrollverhandlungen hervor heben. Ein 
Vertrag zur Ächtung chemischer Waffen und zahl- 
reicher Aspekte der Rüstungskontrolle im Welt- 
raum sind Beispielfälle dafür, daß Verhandlungen 
zwischen den beiden großen Militärmächten allein 
zur Problemlösung nicht ausreichen oder sie sogar 
erschweren. 

Die Erwartungen unserer Bevölkerungen an die 
Abrüstung und die Antwort, die unsere Staaten auf 
diese Erwartungen geben, haben sich oft auf die 
nuklearen Fragen konzentriert. Das ist angesichts 
der schrecklichen Natur von Kernwaffen und der 
völlig überzogenen Größe der gegenwärtigen Kern- 
waffenarsenale ebenso verständlich wie legitim. 
Gleichwohl: Sicherheit ist unteilbar. Die nukleare 
Komponente unserer Sicherheit kann nicht willkür- 
lich allein betrachtet werden. Die Strategie der at- 
lantischen Allianz stützt sich für Abschreckungs- 
zwecke — d. h. zum Zweck der Verhinderung des 
Krieges, jedes denkbaren Krieges — auf Kernwaf- 
fen ab, aber sie tut dies als Antwort auf die überwäl- 
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tigende Überlegenheit der Warschauer Paktstaaten 
im konventionellen und chemischen Bereich, insbe- 
sondere in Europa. Nachdrückliche Anstrengungen 
zur Reduzierung — und im Endstadium vielleicht 
sogar der Abschaffung — von Kernwaffen setzen 
eine ebenso nachdrückliche Bemühung in bezug 
auf konventionelle Waffen voraus. Zahlreiche Län- 
der, nicht zuletzt in der Dritten Welt, sind zuneh- 
mend zu der Erkenntnis gelangt, daß ein ausgewo- 
gener Ansatz, der nukleare ebenso wie konventio- 
nelle Abrüstung einschließt, unverzichtbar ist. Auch 
die Parlamente dürfen sich dieser Einsicht nicht 
verschließen, wobei ihnen die Ergebnisse der be- 
deutsamen, gemeinsam mit den Vereinten Nationen 
veranstalteten Konferenz über konventionelle Ab- 
rüstung hier in Mexiko im Jahre 1985 zu Hilfe kom- 
men können. 

Ich persönlich begrüße die wachsende Einsicht bei 
Regierungen und Parlamenten in der Dritten Welt, 
daß die unmittelbare Bedrohimg ihrer Sicherheit 
nicht von der Existenz von Kernwaffen, sondern 
von Regionalkonflikten und Instabilitäten ebenso 
wie von übertriebener konventioneller Rüstung 
ausgeht. Die daraus entstehenden Probleme müs- 
sen deshalb bevorzugt auf regionaler Ebene gelöst 
werden, — z. B. indem Instrumente wie regionale 
Konfliktlösung, vertrauensbildende Maßnahmen 
und die Einrichtung von regionalen Sicherheits- 
arrangements genutzt werden. Lateinamerika ist 
diejenige Region der Welt, in der zahlreiche Regio- 
nalinitiativen dieser Art bereits ergriffen worden 
sind. Sie verdienen unsere vollste Unterstützung. 

Die Empfehlungen unserer Konferenz sollten den 
Versuch unternehmen, möglichst nachdrücklich die 
Genfer Verhandlungen zugunsten einer weltweit 
anwendbaren, voll verifizierbaren Ächtung chemi- 
scher Waffen zu beeinflussen. Solche Empfehlun- 
gen sollten sich darauf stützen, daß der Ächtungs- 
vertrag bereits weitgehend ausgehandelt ist und 
daß nur eine Reihe — allerdings wesentlicher — 
Probleme noch der Lösung harrt. Die Empfehlun- 
gen sollten auf diese Fehlbestände abstellen. Deren 
bedeutendster ist eine Vertragsvorschrift, die die 
mandatorische Zulassung von Ortsüberprüfungen 
in einem Vertragslande vorsieht, das eines Bruchs 
der Vertragsobliegenheiten verdächtigt wrd, vor- 
ausgesetzt, daß eine solche Ortsüberprüfung nicht 
willkürlicherweise beantragt wird. Es ist für den 
Ausgang der Verhandlungen entscheidend, daß die 
Sowjetunion nunmehr ihren Ansatz eines aus- 
schließlich freiwilligen Inspektionsverfahrens auf- 
gibt. Generalsekreätr Gorbatschow hat jüngst für 
eine „neue Sicht“ bei den Verhandlungen über che- 
mische Waffen plädiert. Dieser Ruf sollte in erster 
Linie von den Sowjets selbst auf genommen werden. 
Viele Verhandlungspartner in Genf haben bekun- 
det, daß der Vertrag über die Ächtung chemischer 
Waffen in weniger als zwei Jahren unterzeich- 
nungsreif sein könnte, wenn die wenigen ausste- 
henden Probleme gelöst sind. Es gibt keinen Grund, 
warum dieser Termin nicht eingehalten werden 
könnte. 

Unser Urteil über mögliche neue Bedrohungen, die 
von einem sich unendlich fortsetzenden Wettrüsten 


im Weltraum ausgehen könnten, sollte sich von der 
Einsicht leiten lassen, daß dieses neue Medium 
Weltraum auf jeden Fall — ob wir es wollen oder 
nicht — der Schauplatz bestimmter nichtaggressi- 
ver militärischer Aktivitäten bleiben wird. Es ist 
wichtig zu erkennen, daß viele von ihnen stabilisie- 
rend und kriegsverhindernd wirken. Satelliten er- 
füllen auch unverzichtbare Frühwarn- und Kommu- 
nikationsfunktionen und sie sind unverzichtbar für 
die Verifikation bestehender und künftiger Abrü- 
stungsabkommen. Es ist deshalb nicht unsere Auf- 
gabe, die Illusion zu fördern, daß der Weltraum völ- 
lig von militärischen Einflüssen befreit werden 
könnte. Vielmehr geht es darum, ein Weltraum- 
Rechtssystem auszuhandeln, das das früher Er- 
reichte — z. B. den Weltraumvertrag und den ABM- 
Vertrag — sichert, die freie und friedliche Nutzung 
des Weltraums gewährleistet und Weltraumobjekte 
— wie die Satelliten aller Länder der Welt — vor 
Angriffen und, allgemeiner gesprochen, feindlicher 
Einwirkung schützt. Die Verhinderung eines Wett- 
rüstens im Weltraum ist eine komplexe Aufgabe. 
Ihre Erfüllung wird eine sorgfältig ausgearbeitete 
Mischung zwischen Maßnahmen bilateraler koope- 
rativer Rüstungskontrolle zwischen den Vereinig- 
ten Staaten und der Sowjetunion und umfassenden 
multilateralen Initiativen erfordern. 

Jahr für Jahr, und aller Abrüstungsanstrengungen 
ungeachtet, wachsen die Rüstungsausgaben in der 
ganzen Welt in schwindelerregendem Maße, ohne 
daß dabei irgendein höherer Zweck deutlich wird. 
Nicht weniger wachsen die Arsenale von Kernwaf- 
fen, obwohl man gerechterweise anführen muß, 
nicht in gleichem Maße. Beide großen Militärsyste- 
me finden sich, das ist unstreitig, in einem Verhält- 
nis kompetitiven Rüstungswachstums, insbeson- 
dere auf dem nuklearen Gebiet. Und dennoch sollte 
man nicht vergessen, daß die Vereinigten Staaten, 
während der sogenannten Entspannungszeit und 
bis heute, die Gesamtzahl und das Nutzgewicht ih- 
rer Kernwaffen drastisch gesenkt haben, während 
die Sowjetunion gleichzeitig ihre Waffenbestände 
unablässig vermehrt hat und heute noch vermehrt. 
Jedoch: was immer die Wachstumsraten der Ver- 
gangenheit und die augenblicklichen Inventarbe- 
stände zeigen mögen, — das positive Element der 
augenblicklichen Situation ist, daß die beiden Groß- 
mächte sich im Prinzip auf drastische Reduzierung 
ihrer Arsenale geeinigt haben, wobei sie sich hof- 
fentlich auf ein Gleichgewicht ihrer jeweiligen Op- 
tionen und höhere strategische Stabilität bei ganz 
erheblich niedrigeren Zahlen von Waffen hinbewe- 
gen werden. 

Es gibt noch einen weiteren ermutigenden Faktor, 
über diesen jetzt beginnenden Prozeß tatsächlicher 
nuklearer Abrüstung hinaus. Ich spreche von der 
Tatsache, daß Waffen allein — und das gilt ganz 
besonders für Nuklearwaffen, die ja allein für politi- 
sche Zwecke erworben worden sind — nicht den 
Krieg auslösen. So schrecklich auch technisch ge- 
sprochen die gesammelten Kernwaffenbestände al- 
ler Kernwaffenstaaten sein mögen — das eigentli- 
che Hindernis, das einem Kriegsausbruch im Wege 
steht, liegt im Verhalten der Staaten. Wenn man 
den Genfer Gipfel und seine politischen Einverneh- 
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menserklärungen als Beispiel nimmt, ist die Hoff- 
nung begründet, daß Staaten sich im nuklearen 
Zeitalter rational und umsichtig verhalten werden. 
Wir sollten sie dazu auffordern, ihr Verhalten in 
diesem Sinne weiter zu präzisieren. Ganz abgese- 
hen von der militärischen „hardware“ und der Not- 
wendigkeit zur drastischen Senkung der Waffenbe- 
stände, ist es notwendig, die Völker und Staaten so 
zu erziehen, daß ihr Verhalten und ihre Politik 
nicht aggressiv werden. Was wir wirklich brauchen, 
ist ein Kodex friedlichen Verhaltens der Staaten im 
nuklearen Zeitalter, wo Krieg auf hören muß, eine 
praktische Möglichkeit der Politik zu sein. Die Par- 
lamente haben die wichtige Rolle, auf einen solchen 
Kodex hinzuwirken. 

Herr Präsident, 

ich freue mich, Ihnen ankündigen zu können, daß 
die Gruppe der Bundesrepublik Deutschland einen 
Entschließungsentwurf zum Tagesordnungspunkt 3 
eingebracht hat, der sich ganz spezifisch mit Abrü- 
stungsfragen beschäftigt. Dieser Entschließungs- 
entwurf reflektiert einige der Gedanken, die ich 
hier vorgetragen habe, sowie eine Reihe zusätzli- 
cher Überlegungen. 


Abg. Bernrath (SPD): 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, 

die Kaperung des italienischen Passagierschiffes 
„Achille Lauro“ am 7. Oktober 1985, die Entführung 
einer ägyptischen Verkehrsmaschine am 23. No- 
vember 1985 nach Malta, die mit dem Tod von mehr 
als 60 Personen endete, die Terroranschläge auf den 
Flughäfen Rom und Wien am 27. Dezember 1985, 
die 19 Menschenleben forderten, verdeutlichen die 
Dimension der aktuellen Bedrohung durch den in- 
ternationalen, insbesondere palästinensischen Ter- 
rorismus. Die Täter des Attentats vom 28. Februar 
1986 auf den schwedischen Ministerpräsidenten 
Palme sind bisher nicht gefaßt. Nach wie vor be- 
steht die Vermutung eines Terroranschlags. 

Gegen den Luftverkehr wurden im abgelaufenen 
Jahr 1985 weltweit 

— 20 Flugzeugentführungen 

— vier Sprengstoffanschläge und andere Gewalt- 
akte gegen Flugzeuge sowie 

— sechs Anschläge auf andere Luftverkehrsein- 
richtungen wie z. B. Flughäfen 

registriert. 

In diesen Tagen erschreckt uns nicht nur ein neuer 
terroristischer Anschlag, nämlich der auf ein TWA- 
Flugzeug auf dem Flug über Griechenland. Ganz 
offensichtlich werden neuerdings auch neue, noch 
heimtückischere Bomben angefertigt, um sie in 
Flugzeugen oder sonstwo zu verbergen. Die Sicher- 
heitsbehörden vermuten, daß diese neuen Spreng- 
stoffe mit den bisher üblichen und als sicher gelten- 
den Kontrollen, z. B. Röntgendurchleuchtung, nicht 
erfaßt werden können. Und es verdichtet sich der 


Verdacht, daß an terroristischen Anschlägen Regie- 
rungen nicht unbeteiligt sind. 

Eine international allgemein anerkannte Definition 
des Begriffs „Terrorismus“ existiert nicht. In letzter 
Zeit hat sich jedoch — vor allem in der Korrespon- 
denz der Sicherheitsbehörden der Staaten unterein- 
ander — eine praktische Handhabung des Begriffs 
als einigermaßen tragfähig erwiesen, wonach Ter- 
rorismus als die Androhung und der willkürliche 
Einsatz von Gewalt (nicht militärischer Art) zur 
Einschüchterung Dritter verstanden werden kann, 
um eine politische Zielsetzung durchzusetzen. 

Innerhalb des Terrorismus ist der sog. „Internatio- 
nale Terrorismus“ — bezogen auf seine Aktionsfel- 
der und Verbindungen — als der Kampf bestimm- 
ter Terrorgruppen/Örganisationen gegen ihre Geg- 
ner in allen Teilen der Welt auch über die jeweili- 
gen Landesgrenzen hinaus sowie ihre internatio- 
nale (verdeckte) Unterstützung durch andere 
gleichgesinnte Organisationen bzw. sympathisie- 
rende Staaten mit entsprechender ähnlicher Ziel- 
setzung zu verstehen. 

Ein zentral gesteuerter Apparat des internationalen 
Terrorismus existiert nicht. Vielmehr wurde diese 
Art des Terrorismus in den letzten Jahren von einer 
wechselnden Anzahl verschiedener Terrorgruppen 
bestritten, die teilweise weltweit — vornehmlich 
aber in Westeuropa und im Nahen Osten — Einrich- 
tungen und Persönlichkeiten ihrer politischen Geg- 
ner bekämpften. Der Erfolg ihrer Aktionen ist zu 
einem beträchtlichen Teil auf die Unterstützung 
verschiedener Organisationen und Länder (ideolo- 
gisch, materiell und operativ) zurückzuführen. 

In diesem Zusammenhang möchte ich auf bedeu- 
tende europäische Erfolge in der Zusammenarbeit 
bei der Bekämpfung des Terrorismus hinweisen. 
Mit einer Ausnahme haben alle Mitglieder des Eu- 
roparates eine „Europäische Vereinbarung“ zur 
Ausschaltung des Terrorismus unterzeichnet. Diese 
Vereinbarung hat in den folgenden Debatten des 
Europarates zum Terrorismus insofern eine bedeut- 
same Rolle gespielt, als sie den Willen zur Bekämp- 
fung der Wurzeln des Terrorismus bekräftigte. 
Kürzlich haben die Regierungen der Mitgliedstaa- 
ten des Europarates alle Länder eingeladen, alle 
Gelegenheiten zur Zusammenarbeit bei der Terro- 
rismusbekämpfung zu nutzen, insbesondere die 
Form der Vereinten Nationen, der KSZE und durch 
eine Intensivierung des euro-arabischen Dialogs. 
Dieser Dialog ist schließlich auch im Lichte der Vor- 
schläge von Präsident Mubarak fortzuführen, der 
alle Staaten aufgefordert hat, in der Bekämpfung 
des Terrorismus fortzufahren, ihn politisch und 
wirtschaftlich zu isolieren und moralisch zu ver- 
dammen. 

Lassen Sie mich einige allgemeine Feststellungen 
zur Terrorismussituation in den Regionen der Welt 
treffen. 

Europa 

Die terroristischen/extremistischen Aktivitäten 
konzentrieren sich auf West-, Mittel- und Südeuro- 


6 



Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode 


Drucksache 10/5544 


pa. Die nordeuropäischen Länder besitzen keinen 
eigenständigen Terrorismus. 

Österreich und die Schweiz, die ebenfalls keinen — 
jedenfalls wesentlichen — eigenständigen Terroris- 
mus kennen, sind stärker „Opfer“ des internationa- 
len bzw. des Terrorismus von Gruppen in den sie 
umgebenden Ländern. 

Der relativ hohe Ausländeranteil in einigen Staaten 
hat dazu geführt, daß extremistische/terroristische 
Gruppierungen auf oder vom Territorium der Gast- 
länder gegen die Herkunftsländer aktiv sind. Mit 
der Aufnahme von Ausländern wurden also auch 
Konflikte aus anderen Regionen importiert, wobei 
festzustellen ist, daß eine großzügig gehandhabte 
Aufenthaltsgewährung immer wieder von gewalt- 
orientierten Kräften mißbraucht und auch zu 
(staats-)terroristischen Gegenaktionen gegen den 
Aufnahmestaat ausgenutzt wird. 

Für die „jungen Demokratien“ Spaniens und Portu- 
gals ist die effiziente Terrorismusbekämpfung von 
besonderer Bedeutung. 

In den meisten europäischen Ländern spielen sich 
die terroristischen Aktivitäten der agierenden na- 
tionalen Gruppierungen innerhalb der jeweiligen 
Landesgrenzen ab. Ein „Terrorismusexport“ in an- 
dere Länder oder Regionen findet nur bei ideolo- 
gisch gleichgesinnten Organisationen (z. B. RAF, 
Action Directe) statt. Die agierenden nationalen ge- 
waltorientierten Gruppierungen weisen jeweils lan- 
desspezifische Züge auf. Allerdings gibt es eindeu- 
tige Bestrebungen terroristischer Gruppierungen 

— insbesondere von Rote Armee Fraktion (Bundes- 
republik Deutschland) und Action Directe (Frank- 
reich), weniger der Cellules Communistes Combat- 
tantes (Belgien) — , die internationalen Kontakte 
sehr eng zu knüpfen, um eine gemeinsame, gewalt- 
orientierte „Widerstandsfront“ in Westeuropa auf- 
zubauen und einheitliche — insbesondere gegen die 
NATO und die weitere Kooperation der westlichen 
Staaten im Rüstungsbereich gerichtete — »An- 
griffslinien“ festzulegen. 

In allen Staaten der Region wird der Terrorismus 
aktiv bekämpft. Eine enge Kooperation der westeu- 
ropäischen Staaten zur wirksamen Terrorismusbe- 
kämpfung ist unabdingbar. 

Der Nahe Osten und Nordafrika 

Die Ursachen für terroristische Aktivitäten in der 
Region sind in erster Linie zurückzuführen auf: 

— den israelisch-arabischen Konflikt, 

— die Auseinandersetzungen im Libanon, 

— die Rivalitäten und das gespannte Verhältnis ei- 
niger arabischer Staaten untereinander, 

— das Entstehen/ Erstarken eines sog. islamischen 
Fundamentalismus (teilweise religiöser Fanatis- 
mus, verbunden mit Ausländerfeindlichkeit), 

— separatistische Bestrebungen und soziale Span- 
nungen in einigen Ländern sowie 


— die Bereitschaft einiger Länder, terroristische/ 
extremistische Bestrebungen und Gruppen mit- 
telbar oder unmittelbar zu unterstützen oder für 
eigene Zwecke einzusetzen. 

Bei den terroristischen/extremistischen Gruppie- 
rungen handelt es sich in erster Linie um: 

— Palästinenserorganisationen sowie deren Unter- 
und Nebenorganisationen und Splittergruppen 
des libanesischen Konfliktfeldes, 

— schiitische Gruppen (fanatisierte religiöse, ins- 
besondere radikal islamische Gruppen) und sog. 
islamische Fundamentalisten, 

— separatistische (ethnische, nationale) Bestre- 
bungen/Gruppierungen, 

— linksorientierte (kommunistische/ marxistische 
bzw. sog. arabische Sozialisten) Organisationen. 

Die Ursachen des Terrorismus in der Region liegen 
selten im sozialen Bereich; soziale Gründe spielen 
jedoch eine gewisse Rolle, z. B. bei libanesischen 
Schiiten. 

Die Gefahr, daß der Palästinakonflikt nicht nur in 
der Region, sondern auch weiterhin in westeuropäi- 
schen Staaten mittels terroristischer Aktionen aus- 
getragen wird, besteht weiter! 

Das Fehlen einer effizienten Staatsmacht im Liba- 
non macht dieses Land zum Tummelplatz terroristi- 
scher Bewegungen. 

Afrika 

Die seit dem Ende der Kolonialzeit vorgenommene 
Aufteilung des Kontinents in eine Vielzahl von Na- 
tionalstaaten hat nur zum Teil den ethnischen, poli- 
tischen, religiösen und kulturellen Realitäten und 
Traditionen entsprochen. Den Grenzziehungen, der 
Zusammensetzung der Bevölkerung und der reli- 
giösen Bekenntnisse sowie der Verteilung wirt- 
schaftlicher Ressourcen haftet damit in manchen 
Gebieten etwas Künstliches und Unorganisches an; 
diese Faktoren sind immer wieder die Ursache für 
innere und äußere Spannungen und bilden die Ba- 
sis auch für gewaltorientierte Bestrebungen. 

Terroristische/extremistische Aktivitäten (Guerilla- 
Tätigkeiten) werden im wesentlichen hervorgeru- 
fen durch; 

— die Rivalitäten der afrikanischen Staaten unter- 
einander, 

— Autonomie- bzw. Sezessionsbestrebungen ein- 
zelner Volksgruppen, Stämme, ethnischer und 
religiöser Gruppen sowie deren Auseinanderset- 
zungen untereinander, 

— soziale und rassische Spannungen in einigen 
Ländern, 

— die Ausstrahlung der Konflikte in Nordafrika 
und in der Golfregion. 

Das in einigen Ländern vorhandene kriminelle Ge- 
waltpotential bildet ein gewisses Reservoir auch für 
politisch motivierten Terrorismus. 
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In der Region ist eine Vielzahl von Gruppen/Orga- 
nisationen aktiv. Wegen der instabilen politischen 
Verhältnisse sind diesbezügliche Angaben jedoch 
starken Schwankungen unterworfen. 

Bei den Gruppierungen handelt es sich um: 

— Guerillagruppen (Verbände) mit teilweise mili- 
tärischer Organisationsstruktur. Die Aktionen 
richten sich u. a. auch gegen die regulären 
Streitkräfte des jeweiligen Landes. Die Gruppie- 
rungen sind teilweise marxistisch/kommuni- 
stisch ausgerichtet. 

— Ethnische, rassische sowie religiöse Gruppierun- 
gen, 

— Guerillagruppen (Organisationen), die mit Dul- 
dung bzw. Unterstützung einzelner Staaten ope- 
rieren, 

— einige Räuberbanden, die unter den Namen poli- 
tisch motivierter Gruppen firmieren. 

In den meisten Ländern werden terroristische/ex- 
tremistische Gruppierungen (Guerilla-Gruppen) ak- 
tiv bekämpft, sofern sich die Aktivitäten gegen die 
eigene Regierung richten. 

Amerika 

In der Region konzentrieren sich die terroristischen 
Aktivitäten fast ausschließlich auf die Bereiche Mit- 
tel- und Südamerika. Wirtschaftliche, soziale und 
politische Schwierigkeiten wie 

— historisch überkommene Ungleichgewichtigkeit 
der Güter- und Machtverteilung, 

— eine weit verbreitete Armut, 

— teilweise erheblicher Mangel an Grundnah- 
rungsmitteln, 

— Massenarbeitslosigkeit und 

— hohe Inflationsraten 

liefern einen ideologisch nutzbaren Nährboden und 
großes Rekrutierungspotential für subversive und 
terroristische Aktivitäten. 

Bei den terroristischen/extremistischen Gruppie- 
rungen handelt es sich hauptsächlich um: 

— Guerillagruppen und Organisationen, die über- 
wiegend linksextremistisch ausgerichtet sind so- 
wie 

— rechtsextremistische Organisationen mit terro- 
ristischer Komponente mit vorwiegend antikom- 
munistischer Ausrichtung. 

Separatistische oder religiöse gewaltorientierte Be- 
strebungen spielen im genannten Raum kaum eine 
Rolle. 

In Nordamerika (USA, Kanada) besteht kein nen- 
nenswerter „eigenständiger Terrorismus“, der sich 
gegen die Verhältnisse in diesen Ländern richtet. 
Bei den Gruppierungen, die sich zu terroristischen 
Anschlägen bekannt haben, handelt es sich vorwie- 


gend um Emigranten-Organisationen (Einwande- 
rer/Ausländergruppen), die Ziele verfolgen, die au- 
ßerhalb der USA bzw. Kanadas liegen. 

Asien 

Bei den terroristischen/extremistischen Gruppie- 
rungen in der Region handelt es sich um: 

— Guerillagruppen mit teilweise militärischer Or- 
ganisationsstruktur, überwiegend linksextremi- 
stisch/kommunistisch ausgerichtet; 

— nationale, ethnische Gruppierungen mit Autono- 
mie- bzw. Sezessionsbestrebungen; 

— religiöse Gruppierungen/revolutionäre und mili- 
tante islamische Bewegungen; 

— Splittergruppen aus den Konfliktgebieten des 
Nahen und Mittleren Ostens. 

Die terroristischen Aktivitäten der Gruppierungen/ 
Bewegungen blieben überwiegend auf die Region 
beschränkt und hatten keine nennenswerten Aus- 
strahlungen in andere Regionen bzw. Konfliktge- 
biete. 

In allen Ländern werden die extremistischen/terro- 
ristischen Bewegungen bekämpft, sofern sich ihre 
Aktivitäten gegen die Regierung des jeweiligen 
Landes richten. 


Ausblick 

Der Terrorismus muß als ein Phänomen begriffen 
werden, das in seiner Gefährlichkeit über einzelne 
Aktionen weit hinausgeht und das vor allem auch in 
seiner politischen Dimension bekämpft werden 
muß. Nur wenn es den Politikern in Parlamenten 
und Regierungen gelingt, Strategie und Ziele des 
Terrorismus zu isolieren und das terroristische Um- 
feld „auszutrocknen“, kann verhindert werden, daß 
„der Hydra des Terrorismus neue Köpfe nachwach- 
sen“. 

Darum fordert die von der Delegation der Bundes- 
republik Deutschland eingebrachte Resolution alle 
Parlamente der Mitgliedstaaten der IPU auf, ihre 
Regierungen bei internationalen Vereinbarungen 
zur Bekämpfung des Terrorismus zu unterstützen. 
Insbesondere wären alle Vereinbarungen zu ratifi- 
zieren, die sich gegen Geiselnahmen wenden und 
helfen sollen, Angriffe auf die Zivilluftfahrt, auf Zi- 
vilpersonen und zivile Objekte überhaupt zu verhin- 
dern. 


Tagesordnungspunkt: 

Der Beitrag der Parlamente zur Beschleunigung des 
wirtschaftlichen Fortschritts In Entwicklungsländern 
durch Verbesserung der Bedingungen des Internatio- 
nalen Handels und durch den Einsatz von Wissen- 
schaft und Technologie zur Förderung des Wohls der 
Menschheit allgemein und Insbesondere der Gesund- 
heit und des Wohlergehens älterer Menschen. 
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Abg. Dr. Holtz (SPD): 

Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen, 

Die gegenwärtige Weltwirtschaftsordnung behin- 
dert den Entwicklungsprozeß in der Dritten Welt 
auf vielfache Weise. Der Wertetransfer vom Süden 
zum Norden ist die Folge ungünstiger Handelsbe- 
dingungen. Die Struktur der internationalen Ar- 
beitsteilung drängt viele Entwicklungsländer in die 
Rolle des einfachen Rohstofflieferanten. Der hohe 
Grad der Abhängigkeit dieser Länder von Vorlei- 
stungen und Investitionsgütern aus den Industrie- 
ländern für ihre eigene Industrieproduktion zwingt 
sie, in zunehmendem Maße zu exportieren. 

Dies alles bedeutet, daß die Weltwirtschaftsord- 
nung, entwicklungspolitische Strategien und die 
Formen der zu leistenden Hilfe neu durchdacht 
werden müssen. Eine im wirklichen Sinne breite 
politische Bewegung zum Nutzen der Dritten Welt 
stellt höhere politische Forderungen an die Indu- 
strieländer und an die Institutionen, die in der Ent- 
wicklungspolitik eine Rolle spielen. Die Lösung der 
Verschuldungskrise und die Verbesserung der Han- 
delsbedingungen sind zentrale Aufgaben, die bewäl- 
tigt werden müssen. Sonst sind die Impulse der Ent- 
wicklungspolitik nicht stark genug, um zu einer 
sich selbst tragenden Entwicklung beitragen zu 
können. 

Zusammen mit anderen reichen Regionen muß Eu- 
ropa eine wesentliche Rolle bei der Lösung der wirt- 
schaftlichen und sozialen Probleme spielen, vor die 
sich die Menschheit gestellt sieht. Diese Rolle hat 
ihre Rechtfertigung in der Geschichte unseres Kon- 
tinents, in den einschlägigen Aktionen der europäi- 
schen Länder, z. B. bei Gründung internationaler 
Institutionen, und in der Tatsache, daß die Euro- 
päer die traditionelle Triebkraft der Demokratie, 
des Rechtes und der Menschenrechte sind. Diese 
Gründe werden einerseits durch die Wirtschafts- 
macht Europas, das in dieser Hinsicht mit den Su- 
permächten konkurrieren kann, und andererseits 
durch seine engen Beziehungen zu den Ländern 
des Südens verstärkt. 

Im Laufe der letzten Jahre ist es zunehmend ins 
öffentliche Bewußtsein gedrungen, daß die Zukunft 
Europas und der nicht-europäischen Industrielän- 
der eng mit der Zukunft der Dritten Welt verknüpft 
ist. 

Internationale Hilfsmaßnahmen müssen vorrangig 
eine eigenständige und sich selbst tragende Sozial- 
und Wirtschaftsentwicklung fördern. Sie sollten 
sich vor allem auf die Förderung des Gesundheits- 
wesens, der Bildung, der Berufsbildung, beschäfti- 
gungsfördernder Maßnahmen sowie der ländlichen 
Entwicklung konzentrieren. Weit mehr als zum ge- 
genwärtigen Zeitpunkt sollte die Landwirtschaft als 
Schwerpunkt der wirtschaftlichen Entwicklungs- 
bestrebungen angesehen werden. Um diese Ziele zu 
erreichen, müssen die europäischen Staaten neben 
einer Erhöhung der jeweiligen bilateralen Hilfs- 
maßnahmen erheblich höhere Beiträge an multila- 
terale Organisationen leisten, wie die FAO, den In- 
ternationalen Fonds für landwirtschaftliche Ent- 


wicklung, die Internationale Entwicklungsagentur 
(IDA), das Welternährungsprogramm und das Ent- 
wicklungsprogramm der Vereinten Nationen. 

Die Bundesrepublik Deutschland hat einen Resolu- 
tionsentwurf vorbereitet, der auf einer Resolution 
basiert, die am 11. April 1984 von den Abgeordneten 
der an der Konferenz „Nord-Süd: Die Rolle Euro- 
pas“ teilnehmenden Mitgliedstaaten des Europara- 
tes verabschiedet wurde. Die Konferenz fand vom 
9. bis 11. April 1984 im San-Bento-Palast in Lissabon 
statt. 

Ich möchte hier nur auf die wichtigsten Punkte ein- 
gehen: 

Die Industrieländer sollten der Stärkung der Fähig- 
keiten der Entwicklungsländer auf den Gebieten 
der Ausbildung sowie der technischen und wissen- 
schaftlichen Forschung verstärkt Vorrang einräu- 
men und sie dadurch in die Lage versetzen, die für 
ihre Entwicklung am besten geeigneten Technolo- 
gien zu beherrschen. 

Dies könnte durch folgende Maßnahmen erreicht 
werden: 

— eine Einigung über universelle Regeln und Nor- 
men für den Technologietransfer durch die ra- 
sche Fertigstellung des vorgeschlagenen inter- 
nationalen Verhaltenskodexes der Vereinten 
Nationen; 

— den Einsatz hochentwickelter Technologie, ins- 
besondere im Energiebereich und im Weltraum 
(für die Beobachtung der Erde, Bewirtschaftung 
der Naturschätze, Nachrichtenmittel und Rund- 
funk in ländlichen Gebieten); 

— mit den Entwicklungsländern gemeinsame Pla- 
nung von Projekten wie eine internationale Or- 
ganisation für Erderkundungssatelliten zur Si- 
cherung des weltweiten Zugangs zu Erd-Ferner- 
kundungsdaten, die durch Satelliten gewonnen 
werden. 

Die Weltbank sollte einen größeren Finanzrahmen 
für Entwicklungsprojekte haben, um mit der Aus- 
weitung des Bedarfs und den Möglichkeiten in der 
Dritten Welt Schritt halten zu können. Zu diesem 
Zweck sollten die Staaten durch eine substantielle 
Kapitalerhöhung eine verstärkte Darlehenskapazi- 
tät der Weltbank unterstützen. Dies würde die Welt- 
bank auch in die Lage versetzen, ihre Kreditauf- 
nahme auf den internationalen Kapitalmärkten zu 
erhöhen, wodurch der Großteil der von ihr vergebe- 
nen Darlehen finanziert wird. Die Bank sollte auch 
zu einer stärkeren gemeinsamen Finanzierung mit 
privaten Bankinstituten ermutigt werden. Die euro- 
päischen Staaten sollten sich weiterhin für die 
Schaffung einer Energiefazilität bei der Weltbank 
einsetzen. 

Die europäischen Länder sollten gemeinsam darauf 
hinwirken, daß die Vereinigten Staaten ihre Ent- 
scheidung, ihren Beitrag zur siebten IDA-Aufstok- 
kung auf 750 Millionen Dollar zu begrenzen (ent- 
sprechend einem Gesamtvolumen von 9 Milliarden 
Dollar für drei Jahre), rückgängig machen, und sich 
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auf jeden Fall gemeinsam um ein Gesamtaufstok- 
kungsvolumen von 12 Milliarden Dollar für IDA be- 
mühen. 

Den regionalen Entwicklungsbanken kommt eine 
wichtige Rolle zu, und die europäischen Länder soll- 
ten diese Institutionen auch weiterhin und, soweit 
möglich, in verstärktem Maße unterstützen. 

Die technische Hilfe ist ein oft vernachlässigter, 
aber entscheidender Bestandteil der Entwicklungs- 
zusammenarbeit. Bildung und die Erweiterung der 
menschlichen Fähigkeiten sind für eine wirksame 
Nutzung des investierten Kapitals und für Selbstän- 
digkeit unerläßlich. Den Entwicklungsländern muß 
der Zugang zu objektiven und unbeeinflußten Quel- 
len technischer Hilfe gewährleistet werden, die auf 
ihre besonderen Bedürfnisse ausgerichtet sind. 
Dementsprechend muß die integrierende Rolle des 
Entwicklungsprogramms der Vereinten Nationen 
— das zentrale Organ des Systems der Vereinten 
Nationen für die technische Zusammenarbeit — 
durch verstärkte Bemühungen gefördert und 
gleichzeitig die Kontinuität und Zuverlässigkeit der 
Mittelbereitstellung durch die Mitgliedsregierun- 
gen gewährleistet werden. 

Ein ernstes und ständiges Anliegen sollte die Linde- 
rung der Schuldenprobleme sein, die viele Entwick- 
lungsländer belasten. Ihre Fähigkeit, die derzeitige 
Schuldenlast zu tragen, hängt im wesentlichen von 
einer Verbesserung ihrer „terms of trade“, der Aus- 
weitung ihrer Exporte in die Industrieländer und 
von niedrigeren Zinssätzen auf dem Weltmarkt ab. 

Die europäischen Regierungen sollten sich um eine 
Stärkung der Rolle der Sonderziehungsrechte als 
einer echten internationalen Reserve bemühen und 
auf eine regelmäßigere Zuteilung von Sonderzie- 
hungsrechten unter Berücksichtigung der besonde- 
ren Bedürfnisse der ärmsten Entwicklungsländer 
hinwirken. Die Rolle des IWF als der zentralen 
Währungsinstitution sollte gestärkt werden. Um 
wirkungsvoller operieren zu können, muß der 
Fonds über erhöhte Mittel verfügen und seine 
Funktion als politischer Ratgeber der Regierungen 
der Entwicklungsländer in flexibler, differenzierter 
und verständnisvoller Weise erfüllen. Der Fonds 
sollte auch eine aktivere antizyklische Rolle spie- 
len, indem er das Volumen und die Bedingungen 
seiner Hilfe der Entwicklung der Weltwirtschaft an- 
paßt und damit dem Produktionswachstum und der 
Beschäftigung wie auch der Bekämpfung der Infla- 
tion und Zahlungsbilanzdefizite größeres Gewicht 
beimißt. 

Ich möchte persönlich folgendes hinzufügen: 

Mit dem Ziel, eine generelle und dauerhafte Lösung 
für die gegenwärtigen Schwächen des internationa- 
len Finanzsystems zu finden, sollten die europäi- 
schen Staaten die Idee einer Weltkonferenz über 
die Reform des internationalen Finanz- und Wäh- 
rungssystems unterstützen. 

In einer Zeit, in der Nord und Süd, Ost und West 
aufgrund der gegenseitigen Abhängigkeiten, die 
sich aus den Kommunikationsmedien, dem Techno- 


logietransfer, dem Rohstoffbedarf und der Ökolo- 
gieproblematik ergeben, immer mehr zu einer Welt 
zusammenwachsen, können einige wenige nicht 
mehr ihre Interessen auf Kosten der übrigen wahr- 
nehmen, ohne ihre eigene Zukunft zu gefährden. 

Abg. Dr. Frhr. Spies von Büllesheim (CDU/CSU): 

Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen, 

kein Land dieser Welt kann heute die Lebensbedin- 
gungen der eigenen Bürger allein verbessern. Das 
Geflecht von Beziehungen und Abhängigkeiten zwi- 
schen den Ländern ist zu vielfältig und zu eng ge- 
worden, als daß einer etwa allein bleiben könnte. 

Die Wirtschaftsentwicklung des einen Landes wirkt 
sich auch auf die Entwicklung anderer Länder aus. 
Das allgemeine weltwirtschaftliche Klima ist für je- 
des Land bedeutsam. Währungsveränderungen, 
Rohstoffpreise, Energiepreise wirken sich auf jedes 
Land aus. Das Netz der internationalen Organisa- 
tionen verbindet die Länder ebenso wie die Netze 
vieler bilateraler und multilateraler Abkommen. 
Viele Projekte können nur von mehreren Ländern 
gemeinsam getragen und verwirklicht werden. 
Diese Entwicklung internationaler Zusammenar- 
beit ist gut. Sie fördert neben ihrer positiven Wir- 
kung im Bereich der Wirtschaft das Verständnis 
der Völker füreinander und den Frieden in der 
Welt. 

Diese gewachsene gegenseitige Abhängigkeit ist 
der eine Grund dafür, daß wir uns unseren nationa- 
len Parlamenten nicht mehr wie früher nur oder 
vorwiegend mit dem Wohlergehen unserer eigenen 
Bürger befassen, sondern immer weiter zunehmend 
auch mit dem Geschick und dem Wohlergehen der 
Bürger in anderen Ländern dieser Welt. 

Ein zweiter Grund kommt hinzu: Durch die Ent- 
wicklung der modernen Nachrichtenübermittlung 
und die weite Verbreitung der Medien Funk und 
Fernsehen sind die Menschen heute weit besser als 
früher darüber informiert, was sich in anderen Tei- 
len der Welt ereignet. Das Verständnis für die Pro- 
bleme anderer Länder und das allgemeine Mitge- 
fühl für die Menschen, die von Katastrophen betrof- 
fen werden, ist gewachsen. 

Heute bestehen durch den Flugverkehr und die all- 
gemeine Entwicklung des modernen Verkehrs auch 
schnelle Hilfsmöglichkeiten. Deswegen verlangt ne- 
ben dem bestehenden Wunsch der Parlamente und 
Regierungen auch die öffentliche Meinung jedes 
Landes danach, daß geholfen wird. In meinem Hei- 
matland, der Bundesrepublik Deutschland, war dies 
so, z. B. bei der Hungerkatastrophe in Äthiopien 
und in anderen betroffenen Ländern Afrikas. Groß 
war die öffentliche Anteilnahme für die schlimme 
Erdbebenkatastrophe, die dieses, unser Gastland 
Mexiko, im letzten Jahr betroffen hat und zu der 
wir auch aus Anlaß dieser Konferenz unseren Kol- 
legen aus Mexiko und den Bürgern dieses Landes 
unser Mitgefühl aussprechen. 

Die Parlamente sind dazu da, dem Willen der Bür- 
ger Ausdruck zu geben und daraus etwas zu gestal- 
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ten. Die allgemeine Stimmung hat sich mehr und 
mehr zu dem Willen entwickelt, die internationale 
Zusammenarbeit zu fördern und die Welt als ein 
Ganzes zu sehen. Alle Völker müssen dazu beitra- 
gen, die Lebensbedingungen der Menschen in den 
Ländern zu fördern, deren Entwicklung zurückge- 
blieben ist. Das ist vor allem durch die Entwicklung 
des wirtschaftlichen Fortschritts in diesen Ländern 
selbst möglich. 

Viele Menschen auf dieser Erde hungern. In ande- 
ren Teilen der Welt wird man mit den Überschüs- 
sen an Lebensmitteln nicht fertig. Nimmt man die 
Welt als Ganzes, dann werden schon heute genü- 
gend Lebensmittel erzeugt, um alle Menschen die- 
ser Welt satt zu machen. Nicht die Lebensmittel als 
solche fehlen — sondern das Geld, sie zu bezahlen. 
Darauf hat die FAO gerade vor wenigen Wochen 
erneut verwiesen. Es kommt also auch bei der Be- 
kämpfung des Hungers vor allem auf den allgemei- 
nen wirtschaftlichen Fortschritt jedes Landes an. 

Die wirksamste Hilfe ist Hilfe zur Selbsthilfe. Dafür 
sind die Erhöhung des Ausbildungsstandes in den 
Entwicklungsländern und die Vermittlung der nöti- 
gen Kenntnisse zum Einsatz von Wissenschaft und 
Technologie die unentbehrliche Grundlage. Eine 
der Hauptaufgaben der technischen Hilfe in Indu- 
strieländern ist daher nach wie vor die Verbesse- 
rung von Berufsausbildung und die Vermittlung der 
Kenntnisse zur Anwendung der jeweils für die ein- 
zelnen Länder am besten geeigneten Technologie. 

Dabei geht es nicht nur um die Entwicklung einer 
modernen Industrie. Es geht um die Erschließung 
der Rohstoffe und, solange es noch Hunger gibt, 
auch um die Entwicklung der Landwirtschaft. 

Die Monokulturen müssen beseitigt werden. Die 
vielfach schlechte Entwicklung der Austauschver- 
hältnisse (terms of trade) der Entwicklungsländer 
geht auf eine ungünstige Struktur des Exportange- 
bots zurück. Eine Auffächerung der Produktion ist 
notwendig. Die Parlamente in den Entwicklungs- 
ländern sollten dafür sorgen, daß keine Gesetze er- 
lassen werden, die auf Investitionen in neue Berei- 
che abschreckend wirken. 

Natürlich sind weiterhin Maßnahmen notwendig, 
die unmittelbar dem Wohlergehen und der Verbes- 
serung der Wohlfahrt und des Gesundheitszustands 
aller Menschen dienen. Dazu gehört die Verbesse- 
rung der Lage vieler älterer Menschen. Dazu gehö- 
ren eine Verbesserung der Gesundheitsfürsorge 
und die menschenwürdige Lösung der Probleme 
des Bevölkerungswachstums. Große Anstrengun- 
gen hat es bereits in der Vergangenheit gegeben. 
Diese Anstrengungen sind auch nicht ohne Erfolg 
geblieben. Die vielen Nachrichten über Rück- 
schläge oder Fehlmaßnahmen sollten die Erfolge 
nicht verdunkeln. Wir alle brauchen Mut und Zuver- 
sicht auch in unseren Parlamenten, daß wir es 
schaffen können. Wir wissen, daß gewaltige An- 
strengungen notwendig sind. 

Unsere Beratungen hier dienen dazu, in unseren 
Ländern darauf hinzuwirken, daß alle, die es kön- 
nen, ihren Teil zu der notwendigen gewaltigen An- 
strengung beitragen. 


Tagesordnungspunkt: 

Generaldebatte über die politische, 
wirtschaftliche und soziale Lage in der Welt. 

Abg. Frau Geiger (CDU/CSU): 

Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen, 

alle Menschen dieser Erde haben die gleiche Sehn- 
sucht, die Sehnsucht nach dem Frieden. Wir Deut- 
sche hatten das Glück, daß es in unserem Land seit 
40 Jahren keinen Krieg mehr gab, ganz Westeuropa 
hatte das Glück, daß es nun schon über 40 Jahre in 
Frieden leben konnte. Man muß weit zurückblät- 
tern in unseren Geschichtsbüchern, um eine so 
lange Friedenszeit zu finden, und wir können das 
nicht hoch genug einschätzen: Vierzig Jahre friedli- 
ches Leben und Arbeiten zahlten sich aus in Wirt- 
schaft und Wissenschaft, in Kunst und Kultur, in 
wachsendem Wohlstand für alle. 

Im Verhältnis zu anderen Ländern geht es uns also 
sehr gut. Trotzdem sind viele Menschen beunruhigt: 
„Was ist das für ein Frieden, wenn zwar kein Krieg 
herrscht, aber sich die Supermächte und Militär- 
blöcke bis auf die Zähne bewaffnet gegenüberste- 
hen? Warum sind Atomraketen auf unser Land ge- 
richtet, und warum müssen wir es zulassen, daß in 
unserem Land Atomraketen stationiert werden?“ so 
fragen sie. Vielen Menschen macht die Hochrü- 
stung — die uns jedoch ohne Zweifel die lange Frie- 
densperiode in Europa garantiert hat — Angst. Zu- 
dem verschlingt sie Unsummen, und mit diesem 
vielen Geld könnte man Besseres anfangen. 

Die Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
sucht deshalb nach Wegen, eine gleichmäßige Abrü- 
stung auf beiden Seiten zu erreichen, die ein Kräf- 
tegleichgewicht auf sehr viel niedrigerem Niveau 
garantieren würde. Die Delegation der Bundesrepu- 
blik Deutschland hat in ihrer Entschließung eben- 
falls weitgehende Vorschläge gemacht, und ich hof- 
fe, daß unsere Gedanken hier bei dieser Konferenz 
Früchte tragen werden. Denn alle Staaten, nicht zu- 
letzt die Länder der Dritten Welt, würden davon 
profitieren, wenn die wirtschaftlichen und finanziel- 
len Belastungen durch die Rüstung gesenkt werden 
könnten. Angesichts des Hungers und des Elends in 
der Welt muß die Abrüstung eine vordringliche Auf- 
gabe für uns alle sein. 

Mit der Wiederaufnahme der Genfer Verhandlun- 
gen im März 1985 haben die Vereinigten Staaten 
und die Sowjetunion einen neuen Anlauf zu einer 
weitergehenden nuklearen Abrüstung genommen. 
Ziel ist es, die strategischen Nuklearwaffen ent- 
scheidend zu reduzieren und bei den Mittelstrek- 
kenwaffen ein Interimsabkommen abzuschließen. 
Wir begrüßen die neuen Vorschläge sehr. Wir wis- 
sen, daß es bei ernsthaften Abrüstungsverhandlun- 
gen nicht auf spektakuläre Presseerklärungen an- 
kommt, sondern auf die Ergebnisse, die nach zähem 
Ringen am Verhandlungstisch erreicht werden. Uns 
Europäern ist auch bewußt, wie wichtig für die Frie- 
denssicherung auch die Abrüstung im konventio- 
nellen Bereich ist und daß nukleare und konventio- 
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nelle Abrüstung für uns untrennbar Zusammenhän- 
gen. Wir wollen den Frieden in Freiheit erhalten. 
Dazu brauchen wir Gleichgewicht und Stabilität im 
nuklearen und im konventionellen Bereich auf 
möglichst niedrigem Niveau. 

Frieden ist, wie schon gesagt, die große Sehnsucht 
aller Menschen. Frieden ist aber auch eines der 
meist mißbrauchten Schlagworte unserer Zeit. Sol- 
daten wie Pazifisten, Demokraten wie Kommuni- 
sten, Christen wie Moslems, religiöse Fanatiker wie 
Atheisten führen dieses Wort im Mund und begrün- 
den damit oft genug auch ein menschenverachten- 
des Handeln. Der Frieden beginnt, so heißt es in 
unserer christlichen Religion, bei jedem einzelnen, 
beim Frieden mit sich selbst und bei der Forderung: 
Liebe Deinen Nächsten wie Dich selbst! Aber wie 
sieht es aus mit der Nächstenliebe auf der Erde? 
Bewaffnete Konflikte in fast allen Erdteilen, Krieg 
im Iran und Irak, in Afghanistan und an vielen 
anderen Orten! Hunderttausende von Toten und 
Verwundeten, Millionen von Flüchtlingen und 
Kriegsgefangenen, von Gefolterten und Gequälten, 
unfaßbares Leid, wohin man sieht! 

Nicht allein bei kriegerischen Auseinandersetzun- 
gen werden Menschen getötet und gequält. Terrori- 
sten treiben ihr Unwesen in vielen Orten der Welt. 
Am Ende des Jahres 1985 wurden allein bei den 
Anschlägen auf die Flughäfen von Rom und Wien 
114 Menschen verletzt und 18 getötet. Vor diesen 
Anschlägen wurden wir im gleichen Jahr Zeugen 
von Flugzeugentführungen und der Kaperung des 
Kreuzfahrtschiffes Achille Lauro. Allein im Jahr 
1985 wurden in der Welt 812 terroristische Zwi- 
schenfälle gezählt, bei denen 926 Menschen getötet 
wurden. In all diesen Fällen wurden unschuldige, 
friedliche Menschen von internationalen Banditen 
brutal ermordet Niemand von uns weiß, ob nicht 
einmal er oder seine Familie Opfer von gewissenlo- 
sen Verbrechern wird, die glauben, im Namen ir- 
gendeiner politischen oder religiösen Vereinigung 
morden zu dürfen. Das muß ein Ende haben! 

Die Interparlamentarische Gruppe der Bundesre- 
publik hat eine Entschließung vorgelegt, in der wir 
Vorschläge zur wirksamen Bekämpfung des Terro- 
rismus machen. Ich bin überzeugt davon, daß wir in 
der IPU einen entscheidenden Beitrag dazu leisten 
können, die Akte des Hasses und der menschenver- 
achtenden Gewalt zu beenden. Es ist eine traurige 
Tatsache, daß bestimmte Regierungen den Terro- 
rismus aktiv unterstützen. Diese Länder nutzen 
manchmal ihre diplomatischen Vertretungen als si- 
cheren Hafen für Terroristen oder als Versteck für 
deren Material. Wir in der IPU sollten die Fälle, in 
denen einzelne Regierungen den Terrorismus di- 
rekt oder indirekt unterstützen oder ermutigen, 
brandmarken. 

Jedes einzelne Mitglied der IPU sollte nach der 
Rückkehr in sein Heimatland seine Regierung auf- 
fordern, den Abschluß eines internationalen Über- 
einkommens zur Bekämpfung des Terrorismus zu 
unterstützen und die Übereinkommen zur Verhin- 
derung von Geiselnahmen und zur Abwehr von An- 
schlägen gegen die Zivilluftfahrt zu ratifizieren. 


Erst dann, wenn wir imstande sind, politisch wirk- 
lich etwas zu bewegen, wenn wir aktiv dazu beitra- 
gen, unsere Erde tatsächlich friedlicher zu machen, 
erst dann werden sich die hohen Reisespesen für 
unsere Tagungen wirklich lohnen! 

Abg. Dr. Holtz (SPD): 

Sehr verehrter Herr Vorsitzender, liebe Kollegin- 
nen und Kollegen, 

eine der wichtigsten politischen Fragen in diesem 
Teil der Welt ist die Frage, ob die lateinamerikani- 
schen Länder das Recht haben, ihr eigenes Schick- 
sal selbst zu bestimmen. Das Hauptproblem ist 
heute Mittelamerika. 

Letzte Woche habe ich an der Sitzung des Komitees 
der Sozialistischen Internationalen für Lateiname- 
rika und die Karibik in Santo Domingo teilgenom- 
men. 

Wir kamen überein, folgenden Appell an die Mit- 
glieder des amerikanischen Repräsentantenhauses 
zu richten: 

„Ihr Beschluß entscheidet darüber, ob der Konflikt 
in Mittelamerika, dessen Schwerpunkt in diesem 
Fall in Nicaragua liegt, durch eine bewußte Eskala- 
tion des Krieges oder durch eine entschlossene 
Fortsetzung der Verhandlungen gelöst werden soll. 
Die Alternative heißt Krieg in Mittelamerika oder 
Frieden durch eine Verhandlungslösung, wie von 
der Contadora-Gruppe vorgeschlagen. 

Sollte Ihre Regierung sich entschließen, den Con- 
tras in Nicaragua Militärhilfe zu bewilligen, dann 
unterstützen Sie den Krieg und nicht den Frieden, 
dann fördern Sie das internationale Chaos, nicht 
das internationale Recht; dann vergrößern Sie das 
Leiden der Bevölkerung, statt den nationalen Dia- 
log zu fördern. 

Als Sozialdemokraten, die Parteien und Regierun- 
gen in allen Teilen der Welt repräsentieren, sind wir 
der Demokratie und ihren Institutionen und Ver- 
fahren eng verbunden. Aber wir stehen auch fest zu 
dem Grundsatz der nationalen Selbstbestimmung 
und Nichteinmischung als einem wesentlichen Be- 
standteil des Völkerrechts. 

Dieser Grundsatz gilt für alle Staaten einschließlich 
der Supermächte. Mag dieser Grundsatz für die Su- 
permächte wichtig sein, so ist er für das Überleben 
der kleineren Staaten jedoch von entscheidender 
Bedeutung. Militärhilfe für die Contras würde nicht 
nur den moralischen Grundsatz der Nichteinmi- 
schung verletzen, sondern auch die Grundsätze des 
Völkerrechts. 

Wir bedauern, daß die erklärten Ziele der nicara- 
guanischen Regierung — politischer Pluralismus, 
gemischte Wirtschaftsordnung und Blockfreiheit — 
noch nicht voll verwirklicht werden konnten. Die 
Lage in Nicaragua ist heute gekennzeichnet von 
Krieg, Wirtschaftsblockade und Versorgungs- 
schwierigkeiten. Aber es gibt andererseits auch Al- 
phabetisierungsprogramme, verbesserte mqdizini- 
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sehe Versorgung und nicht zuletzt einen schwieri- 
gen und manchmal widersprüchlichen Prozeß der 
Demokratisierung. Wir vertreten die Ansicht, daß 
die weitere Eskalation der militärischen Aktivitä- 
ten, die sich gegen die international anerkannte Re- 
gierung dieses Landes richten, nur dazu beitragen 
kann, die Freiheit einzuschränken, statt sie weiter- 
auszubauen. 

Darüber hinaus wird eine derart verstärkte Gewalt 
die Spannungen in Mittelamerika nur noch mehr 
verschärfen. 

Wir halten an unserer Forderung nach einer dauer- 
haften Beachtung von Verfassungsmäßigkeit und 
Demokratisierung fest, aber wir können nicht über- 
sehen, daß Militärhilfe und Einmischung einen ge- 
genteiligen Effekt haben; wir gehen davon aus, daß 
eine Ablehnung der Unterstützung für die Contras 
die Demokratisierung und die Unterzeichnung der 
Contadora-Akte durch Nicaragua fördern wird. 

Wir fordern die Mitglieder des Hauses dringend 
auf, jegliche militärische, finanzielle oder andere 
Hilfe für die Contras abzulehnen.“ 


IV. Sitzung des Interparlamentarischen Rates 

Der Interparlamentarische Rat, an dessen Sitzun- 
gen die Delegationsleiterin, Frau Abg. Geiger, und 
der stellvertretende Delegationsleiter, Abg. Dr. 
Holtz, teilnahmen, trat am 7. und 12. April 1986 in 
drei Sitzungsabschnitten zu seiner 138. Sitzung zu- 
sammen. 

Auf Empfehlung des Exekutivausschusses wurde 
die Zulassung der Gruppen von Honduras, Guate- 
mala und Liberia beschlossen. Die Mitgliedschaft 
von Haiti und den Philippinen wurde suspendiert. 

Der Rat stellte fest, daß die Union nunmehr 105 
Gruppen umfasse: 

Ägypten, Äquatorialguinea, Albanien, Algerien, Ar- 
gentinien, Australien, Belgien, Benin, Bolivien, Bra- 
silien, Bulgarien, Bundesrepublik Deutschland, Bu- 
rundi, China, Costa Rica, Dänemark, Deutsche De- 
mokratische Republik, Demokratischer Jemen, De- 
mokratische Volksrepublik Korea, Dominikanische 
Republik, Dschibuti, Ecuador, Elfenbeinküste, Finn- 
land, Frankreich, Gabun, Griechenland, Guatemala, 
Honduras, Indien, Indonesien, Irak, Iran, Irland, Is- 
land, Israel, Italien, Jamaika, Japan, Jemen, Jorda- 
nien, Jugoslawien, Kamerun, Kanada, Kap Verde, 
Kenia, Kolumbien, Komoren, Kongo, Kuba, Kuwait, 
Libanon, Liberia, Luxemburg, Madagaskar, Malawi, 
Malaysia, Mali, Marokko, Mexiko, Monaco, Mongo- 
lei, Mosambik, Nepal, Neuseeland, Nicaragua, Nie- 
derlande, Norwegen, Österreich, Pakistan, Panama, 
Papua-Neuguinea, Paraguay, Peru, Polen, Portugal, 
Republik Korea, Ruanda, Rumänien, Sambia, 
Schweden, Schweiz, Senegal, Simbabwe, Singapur, 
Somalia, Spanien, Sri Lanka, Syrisch- Arabische Re- 
publik, Tansania, Thailand, Togo, Tschechoslowa- 
kei, Türkei, Tunesien, UdSSR, Ungarn, Uruguay, Ve- 
nezuela, Vereinigte Arabische Emirate, Vereinigtes 


Königreich, Vereinigte Staaten von Amerika, Viet- 
nam, Zaire, Zypern. 

Der Rat erörterte den Bericht des Generalsekretärs 
über das Arbeitsprogramm der Union. Er nahm den 
Bericht des Präsidenten des Interparlamentari- 
schen Rates entgegen. Vor den Mitgliedern des Exe- 
kutivausschusses hatte Präsident Dr. Stercken fol- 
gendes ausgeführt: 

„Unsere exekutive Arbeit in diesem Komitee dient 
der Zielsetzung der Interparlamentarischen Union, 
der Sicherung des Friedens und der Verständigung 
unter den Völkern. 

Unser Komitee muß vorberaten, was der Rat für die 
Union zu beschließen hat. Wir verständigen uns 
nicht allein über Formalitäten; es geht zugleich um 
den Auftrag der Union. 

Dazu einige Bemerkungen: 

Die Beiträge der Interparlamentarischen Union 
müssen konstruktiver werden, als sie es in den letz- 
ten Jahren waren. Wir haben viele Resolutionen be- 
schlossen, die kaum als ein neuer origineller Bei- 
trag gewertet werden konnten. Wir haben auch gute 
Entschließungen verabschiedet, aber nur wenige 
haben sich daran gehalten. Vor zehn Jahren haben 
wir uns in Madrid auf eine einstimmige Resolution 
zum Waffenexport geeinigt, aber nur wenige haben 
so gehandelt, wie wir es beschlossen hatten. Wenn 
wir in Zukunft effizienter sein wollen, dann müssen 
wir auch darüber berichten, was aus unseren Be- 
schlüssen geworden ist. 

Wenn wir konstruktiver werden wollen, dann müs- 
sen wir aufhören, die Schlachten von gestern zu 
schlagen. Wir müssen uns vielmehr fragen, welche 
Entscheidungen wir heute zu treffen haben, damit 
die Welt von morgen in Frieden leben kann. Ich 
schlage in diesem Sinne vor, daß wir uns auf den 
nächsten Konferenzen mit den Fragen befassen, die 
insbesondere drei Bereiche unserer politischen Ver- 
antwortung betreffen: 

1. die künftigen Lebensverhältnisse unserer Völker 
(Umwelt, Ernährung, Gesundheit), 

2. die technologische Veränderung unserer Welt 
und die Auswirkung auf unsere politische Ver- 
antwortung und 

3. die Annäherung der Lebensverhältnisse zwi- 
schen Nord und Süd, Arm und Reich, Industrie- 
nationen und Entwicklungsländern. 

Alle jungen Menschen in unseren Ländern würden 
die ^ioritäten unserer politischen Verantwortung 
ähnlich beschreiben. Für sie leisten wir unseren 
Beitrag. Wir schulden der Jugend in unseren Län- 
dern, daß wir nicht die alten Spannungen durch 
Wiederholung verschärfen, sondern daß wir versu- 
chen, neue Aufgaben für eine gemeinsame Zukunft 
zu entwerfen. Vertrauen, das wir bei der Bewälti- 
gung neuer Aufgaben zueinander finden, wird es 
erleichtern, die alten Spannungsursachen zu besei- 
tigen. 
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In diesem Sinne verstehe ich die Interparlamentari- 
sche Union als eine weltweite Friedensbewegung. 
Quidde, der spätere Friedensnobelpreisträger, 
schrieb über die IPU: 

„Je mehr die Friedensbewegung sich organisierte, 
je mehr sie auf praktisch politische Wirksamkeit 
ausging, um so näher lag der Gedanke, die Parla- 
mentarier der verschiedenen Länder miteinander 
in Verbindung zu bringen, da sie am ehesten in der 
Lage sind, auf die Politik der Regierungen einen 
Einfluß zu üben, und da zugleich die zu lösenden 
Probleme offenbar eine Verständigung von Land zu 
Land erfordern.“ 

Statuten und Geschäftsordnung gehen daher 
grundsätzlich davon aus, daß alle Mitglieder des 
Rates und der Union miteinander im Dialog ste- 
hen. 

Wir wissen, daß dieser eigentliche Sinn der IPU lei- 
der nicht erfüllt wird. Eine beträchtliche Zahl an 
Delegationen ist nicht bereit, mit anderen Delega- 
tionen zu sprechen. Dies widerspricht der Aufga- 
benstellung der IPU, und es muß daher unser vor- 
rangiges Ziel sein, daß alle mit allen sprechen. Wir 
sollten überlegen, ob wir abseits stehende Delega- 
tionen nicht ausdrücklich auffordern sollten, das 
Gesprächsforum der IPU und damit den Einsatz 
friedlicher Mittel zu einer gerechten Lösung ihrer 
Probleme einzusetzen. In der IPU müssen alle mit 
allen sprechen. 

Das Exekutivkomitee hat im Anschluß an die 74. 
Interparlamentarische Konferenz von Ottawa dem 
Generalsekretär der Vereinten Nationen und sei- 
nen Mitarbeitern in New York einen Besuch ge- 
macht und mit ihm erörtert, wie die Verantwortung 
beider Weltorganisationen eine wirkungsvollere 
Harmonisierung erfahren könnte. Soviel guter 
Wille bei der Erörterung unserer Möglichkeiten 
auch zum Ausdruck kam, so ändert dies nicht viel 
an der grundsätzlichen Unterbewertung des parla- 
mentarischen Geschehens. 

Wir müßten doch nach unseren Statuten diejenigen 
sein, die Erwartungen an die Regierungen formu- 
lieren! Diese Union hatte einmal die Forderung 
nach einem Völkerbund, nach einer Landkriegsord- 
nung und nach Genfer Konventionen gestellt. Wir 
sollten Forderungen an die Exekutive stellen und 
nicht vergessen, daß wir die Regierungen wählen, 
die sich in den Vereinten Nationen organisieren. 
Die IPU aber kann sich eine weltweite Position 
sichern, wenn sie wieder konstruktive und zu- 
kunftsorientierte Beiträge liefern wird. 

Einige Delegationen luden mich zur Erörterung un- 
serer Zusammenarbeit in ihre Länder ein. Meine 
Gespräche in Budapest, Mogadischu, Madrid und 
Teheran haben mich in meinem Verständnis von 
der Aufgabenstellung der IPU bestärkt. Bei Besu- 
chen in der Volksrepublik China, Polen, Griechen- 
land und Kenia, die ich aus anderem Anlaß ab stat- 
ten durfte, habe ich ähnliche Erfahrungen machen 
dürfen. 

Mit dem Generalsekretariat stehe ich fortgesetzt in 
telefonischer Verbindung. Ein zweitägiger Besuch 


von mir in Genf und ein mehrtägiger Besuch des 
Generalsekretärs in Bonn gaben Gelegenheit zu 
ausgiebigen Konsultationen. 

In Bonn erhielt ich im Berichtszeitraum den Be- 
such von Präsident Tolkounov (UdSSR), Vizepräsi- 
dent Kucera (CSSR), Vizepräsident Dr. Ivai^cu 
(Volksrepublik Rumänien). Weitere Gäste waren 
der Präsident des portugiesischen Parlaments, der 
Vizepräsident des indonesischen Parlaments und 
der Präsident des bulgarischen Parlaments. Viele 
Delegationsmitglieder aus anderen Staaten haben 
mich besucht und mit mir über eine wünschens- 
werte Stärkung der IPU gesprochen. 

Dient die Intensivierung solcher Kontakte der Stär- 
kung der IPU, so müssen viele Initiativen mit Sorge 
betrachtet werden, zu denen ebenfalls Parlamenta- 
rier geladen werden, deren Finanzierung aber ent- 
weder direkt von Regierungen oder aber über Orga- 
nisationen der Vereinten Nationen geleistet wird. 

Es sollte für jeden Parlamentarier unerträglich 
sein, für seine Aktivitäten Geld entgegenzunehmen, 
das er selber der Exekutive zugewiesen hat. Ich 
werde alle, die bei derartigen Mischveranstaltun- 
gen von Legislative und Exekutive auch aus unse- 
ren Reihen immer wieder mitwirken, bitten, ihre 
Kraft auf die Interparlamentarische Union zu kon- 
zentrieren. 

In drei Jahren begehen wir den 100. Jahrestag der 
Gründung der IPU. 

Zur Vorbereitung, aber nicht nur dazu, werden wir 
unsere Öffentlichkeitsarbeit erheblich zu verbes- 
sern haben. Wir benötigen dafür einen Fachmann; 
Pressearbeit kann nicht nebenbei gemacht wer- 
den. 

Ich habe schon mehrere Historiker getroffen, die 
sich mit der IPU beschäftigen. Wir müssen jetzt 
Entscheidungen treffen, damit uns 1989 die Ergeb- 
nisse dieser wissenschaftlichen Arbeiten zur Verfü- 
gung stehen können. 

In meinem Land ist mir schon die Herausgabe ei- 
ner Sonderbriefmarke zum 100. Jubiläum in Aus- 
sicht gestellt worden. Wir sollten alle Postminister 
bitten, so zu verfahren, damit wir auch auf diese 
Weise für die Union werben können. 

Parlamentarier sind Wächter über den Frieden und 
die Menschenrechte. 

Die Befähigung, in Frieden leben zu können, sollten 
wir während unserer Konferenzen Vorleben. Es ist 
ja gerade der Sinn der IPU, die Auseinandersetzung 
mit dem parlamentarischen Mittel des Arguments 
zu führen. Haben wir dabei Achtung voreinander! 
Die Herabsetzung des politischen Gegners soll im 
allgemeinen die Schwäche der eigenen Argumenta- 
tion verschleiern. Eine militante Sprache kann 
nicht dem Frieden dienen. Dem Frieden zu dienen, 
ist aber der Sinn dieser Veranstaltung. 

Was neben dem Frieden unsere größte Sorge sein 
muß, ist die Sicherung der Rechte aller Menschen, 
nicht nur der Parlamentarier. Vielfach haben wir 
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auch von den Rechten unterschiedliche Begriffe, 
aber dann lassen wir doch darüber reden! Nur, 
wenn wir uns über die Begriffe verständigen, schaf- 
fen wir die Voraussetzung für Frieden und Men- 
schenrechte, nach denen sich die von uns Parla- 
mentariern vertretenen Menschen sehnen. 

Es sollte keinen Augenblick geben, in dem die Or- 
gane der Interparlamentarischen Union dies nicht 
vor Augen haben.“ 

Der Rat stellte fest, daß die Bestätigung für den 
Konferenzort der 77. Interparlamentarischen Kon- 
ferenz im Frühjahr 1987 bisher nicht eingetroffen 
sei. Folglich sei nicht auszuschließen, daß diese 
Konferenz nach Genf einberufen werde. 

Der Rat nahm sodann die Einladung der Gruppe 
Simbabwes an, die 78. Interparlamentarische Kon- 
ferenz in Harare (Simbabwe) im Herbst 1987 zu ver- 
anstalten. Er nahm die Einladung der Gruppe Bul- 
gariens zur 80. Interparlamentarischen Konferenz 
nach Sofia im Herbst 1988 an. 

Der Rat nahm zur Kenntnis, daß folgende Sonder- 
konferenzen geplant seien: 

1. Interparlamentarische Konferenz über Fragen 
landwirtschaftlicher Entwicklung und Ernäh- 
rungssicherung in Afrika vom 8. bis 12. Dezem- 
ber 1986 in Harare (Simbabwe); 

2. Interparlamentarische Konferenz über Drogen- 
handel in der westlichen Hemisphäre im Novem- 
ber/Dezember 1987. 

Der Rat nahm den Inhalt des Berichts über die 
Interparlamentarische Konferenz zur Frage der Be- 
schäftigung in Afrika, die in Dakar vom 21. bis 
25. Oktober 1985 stattfand, zustimmend zur Kennt- 
nis. 

Der Rat nahm den Bericht des Sonderausschusses 
zu Fragen der Menschenrechtsverletzungen gegen- 
über Parlamentariern entgegen (Berichterstatter 
Abg. G. C. van Dam, Niederlande). 

Der Ausschuß hatte seine 32. Sitzung vom 3. bis 
6. Februar 1986 in Genua und seine 33. Sitzung vom 
8. bis 10. April 1986 am Konferenzort in Mexiko- 
Stadt abgehalten. Die fünf Mitglieder des Ausschus- 
ses prüften die Fälle von 121 Parlamentariern und 
ehemaligen Parlamentariern in 13 Ländern der 
Union. Sie berichteten dem Rat von 39 Fällen in 4 
asiatischen Ländern, von 9 Fällen in 3 afrikani- 
schen Ländern und von 54 Fällen in einem südame- 
rikanischen Land. Der Ausschuß legte dem Rat 9 
Entschließungsanträge vor, in denen die nationalen 
Behörden aufgefordert wurden, alles zu tun, die be- 
troffenen Parlamentarier nach rechtsstaatlichen 
Grundsätzen zu behandeln und ihnen die nach die- 
sen Grundsätzen eingeräumten Freiheits- und Men- 
schenrechte zu gewähren. Der Rat empfahl den 
Mitgliedern, weiterhin für die Menschenrechte der 
Parlamentarier in den betroffenen Ländern einzu- 
treten. 

Der Vorsitzende des Sonderausschusses zu Fragen 
der Menschenrechtsverletzungen gegenüber Parla- 


mentariern, Abg. G. C. van Dam, hatte dem Rat mit- 
teilen lassen, daß er nicht erneut für einen Sitz in 
der niederländischen Zweiten Kammer kandidiere 
und somit für das Amt des Vorsitzenden nach der 
75. Interparlamentarischen Konferenz nicht mehr 
zur Verfügung stehe. 

Der Rat sprach Abg. van Dam Dank aus für seine 
hervorragende und unermüdliche Arbeit als Vorsit- 
zender dieses wichtigen Sonderausschusses. Er 
wählte als neuen Vorsitzenden auf Vorschlag der 
spanischen Gruppe den niederländischen Abgeord- 
neten Klaas G de Vries. 

Für den zum Ende des Jahres 1986 in den Ruhe- 
stand tretenden Generalsekretär, Pio-Carlo Teren- 
zio, wählte der Rat als dessen Nachfolger den stell- 
vertretenden Generalsekretär der Interparlamenta- 
rischen Union, den Franzosen Pierre Comilloru Mit- 
bewerber waren der Sekretär der finnischen 
Gruppe in der IPU, Jaakko Hissa, und der Sekretär 
der italienischen Delegation bei der Parlamentari- 
schen Versammlung des Europarates, Dr. Elio Ro- 
gati. Der Exekutivausschuß hatte dem Rat die Wahl 
von Herrn Pierre Cornillon empfohlen. Das Wahler- 
gebnis ergab 110 Stimmen für den stellvertretenden 
Generalsekretär bei 50 Gegenstimmen, 2 Enthal- 
tungen und einer ungültigen Stimme. 

Herr Cornillon dankte nach seiner Wahl allen Dele- 
gierten und erklärte, das Wahlergebnis werde ihn 
darin bestätigen, weiterhin mit allen Kräften für 
die Interessen und das Wohl der Interparlamentari- 
schen Union im Sinne der Zielsetzung der Statuten 
zu arbeiten. 

Der Rat beschloß die Behandlung folgender Tages- 
ordnungspunkte für die 76. Interparlamentarische 
Konferenz im Herbst 1986 in Buenos Aires: 

— Der Beitrag der Parlamente zur Anwendung und 
Fortentwicklung des humanitären Kriegsvölker- 
rechts bei bewaffneten Auseinandersetzungen. 

— Der Beitrag der Parlamente zur Beseitigung der 
verbleibenden Überreste des politischen, finan- 
ziellen und kommerziellen Kolonialismus in der 
Welt, insbesondere zur Förderung der Unabhän- 
gigkeit von Namibia und der Ausrottung der 
Apartheid und Rassendiskriminierung in Süd- 
afrika sowie zur Erzielung weiterer politischer, 
wirtschaftlicher und sozialer Fortschritte und zur 
friedlichen Entwicklung der sogenannten „klei- 
nen Territorien“. 


V. Sitzung der KSZE-Teilnehmer 

Am 9. April 1986 traten die Delegierten der Mit- 
gliedstaaten der Schlußakte von Helsinki zu einer 
Sitzung zusammen. Auf Vorschlag der ungarischen 
Gruppe wurde die deutsche Delegationsleiterin, 
Abg. Frau Michaela Geiger, gebeten, den Vorsitz die- 
ser Zusammenkunft zu übernehmen. 

Generalsekretär Terenzio gab zunächst eine Über- 
sicht über die Durchführung der auf der V. Inter- 
parlamentarischen Konferenz in Budapest getroffe- 
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nen Beschlüsse und über den Stand der Vorberei- 
tungen der VL Interparlamentarischen Konferenz 
über europäische Zusammenarbeit und Sicherheit 
in Bonn aus der Sicht des Generalsekretariats. Er 
erinnerte hierbei die nationalen Gruppen daran, 
den bis zum 31. März 1986 vom Generalsekretariat 
erbetenen Bericht über parlamentarische Kontakte 
zu Mitgliedsländern mit unterschiedlichem Wirt- 
schafts-, Gesellschafts- und Sozialsystem alsbald zu 
übersenden. Es sei beabsichtigt, die Berichte allen 
Gruppen bis zum Beginn der VI. Interparlamentari- 
schen Konferenz zur Verfügung zu stellen. 

Die deutsche Delegationsleiterin nahm sodann zum 
Stand der Vorbereitungen aus der Sicht der Gruppe 
der Bundesrepublik Deutschland Stellung. Alle er- 
forderlichen Maßnahmen seien getroffen worden, 
um den reibungslosen Ablauf der Konferenz in or- 
ganisatorischer und verwaltungsmäßiger Hinsicht 
sicherzustellen. Alle Vorbereitungen erfolgten in 
enger Zusammenarbeit mit dem internationalen 
Sekretariat. Generalsekretär Terenzio habe sich bei 
seinem Besuch in Bonn davon überzeugen können. 

Abg. Frau Geiger bat die Delegierten, möglichst 
rechtzeitig der Gruppe der Bundesrepublik 
Deutschland und dem Generalsekretariat in Genf 
die Texte von Resolutionen und Memoranden zu 
übersenden. Nur dann sei eine wirksame Vorberei- 
tung für einen fruchtbaren Konferenzinhalt und 
-dialog sichergestellt. Abg. Frau Geiger teilte den De- 
legierten mit, die Gruppe der Bundesrepublik 
Deutschland habe der an sie herangetragenen Bitte 
entsprochen, zu einem Zusammentreffen der an der 
VI. Interparlamentarischen Konferenz teilnehmen- 
den Parlamentarierinnen einzuladen. Das Treffen 
sei für Dienstag, den 27. Mai 1986, um 10.00 Uhr im 
Deutschen Bundestag festgesetzt. Sie brachte die 
Hoffnung zum Ausdruck, daß möglichst viele Parla- 
mentarierinnen Mitglieder ihrer nationalen Delega- 
tionen seien. 


VI. Treffen der Parlamentarierinnen in der IPU 

Parlamentarierinnen aus mehr als 20 Mitgliedslän- 
dern der Union kamen am 9. April 1986 zu einem 
Treffen zusammen. Auf der Tagesordnung stand 
die Behandlung des von den Parlamentarierinnen 
der Gruppe der Bundesrepublik Deutschland vorge- 
schlagenen Themas „Gleichstellung der Frauen in 
der Arbeitswelt (Beschäftigungschancen, Bildungs- 
chancen, Aufstiegsmöglichkeiten)“. 

Die mehr als 50 Parlamentarierinnen erörterten, 
ausgehend von den Ergebnissen der Dritten Welt- 
frauenkonferenz der Vereinten Nationen in Nairobi 
1985, die Lage der Frauen in den industrialisierten 
wie in den Entwicklungsländern nur kurz und be- 
schlossen, dieses Thema als Generalthema für das 
nächste Treffen der Parlamentarierinnen in 
Buenos Aires zu behandeln. 

Das Treffen der Parlamentarierinnen war über- 
schattet durch einen auf einer Auseinandersetzung 
zwischen der israelischen Delegierten, Frau Edna 
Solodar, und der sowjetischen Delegierten, Frau 


Vera A Lebedewa, beruhenden Zwischenfall. Als 
Frau Solodar den Inhalt des Briefes einer politi- 
schen Gefangenen in der UdSSR vorzulesen be- 
gann — es stellte sich später heraus, daß diese Ge- 
fangene Frau Solodars Schwester ist — , rief ihr die 
sowjetische Vertreterin entgegen, sie könne von 
durch israelische Soldaten an Frauen und Kindern 
begangenen Taten berichten, wolle gleichwohl da- 
von absehen, weil dieses Treffen nicht der richtige 
Ort einer solchen Auseinandersetzung sei. Frau So- 
lodar versicherte den Delegierten, sie werde den 
Inhalt des Briefes auf der nächsten Interparlamen- 
tarischen Konferenz in Buenos Aires vorlesen. 

Den Tagesordnungspunkt bezüglich der Durchfüh- 
rung der vom Interparlamentarischen Rat auf sei- 
ner Sitzung am 7. September 1985 in Ottawa verab- 
schiedeten und die Gleichheit der Rechte und Ver- 
antwortlichkeiten von Männern und Frauen betref- 
fenden Resolution nahmen die deutschen Parla- 
mentarierinnen zum Anlaß, eine Änderung der Sta- 
tuten zu beantragen. Der Antrag zielte auf die obli- 
gatorische Einbindung von Parlamentarierinnen in 
die zu den Interparlamentarischen Konferenzen 
entsandten nationalen Delegationen ab. In jedem 
Falle sollte wenigstens eine Parlamentarierin der 
jeweiligen nationalen Delegation angehören. 

Der deutsche Antrag ging aus von Ziffer 3 der in 
Ottawa gefaßten Resolution, nach der die nationa- 
len Parlamente aufgefordert worden waren, Frauen 
in ihre Delegationen als Teilnehmer zu den Inter- 
parlamentarischen Konferenzen und zu den Son- 
derkonferenzen einzubeziehen. 

Die deutschen Parlamentarierinnen, Abg. Frau Mi- 
chaela Geiger, Abg. Frau Leni Fischer und Abg. Frau 
Dr. Renate Lepsius betrachteten den Inhalt dieser 
Ziffer der Resolution als unzureichend. Mit dem Be- 
griff „auffordern“ (inviter) sei nicht gewährleistet, 
daß tatsächlich auch Frauen den nationalen Delega- 
tionen angehörten. Mit der Forderung nach obliga- 
torischer Einbindung von Parlamentarierinnen 
werde am besten der Ziffer 6 der erwähnten Resolu- 
tion des Interparlamentarischen Rates entspro- 
chen, nach der gleiche Rechte und Verantwortlich- 
keiten von Frauen und Männern in den Mitglieds- 
ländern durchgesetzt werden sollten. 

In der Diskussion zu dem deutschen Antrag wurde 
unter anderem von der schwedischen Delegierten 
darauf hingewiesen, daß es in einigen Ländern 
nicht möglich oder kaum durchsetzbar sei, Frauen 
als Delegierte zu benennen. Daher solle man von 
einem Antrag absehen, der auf eine Änderung der 
Statuten abziele, die die Teilnahme von Parlamen- 
tarierinnen obligatorisch mache. 

Der Antrag der Parlamentarierinnen der Gruppe 
der Bundesrepublik Deutschland wurde nach einge- 
hender Erörterung ohne Gegenstimme angenom- 
men. Die Gruppe der Bundesrepublik Deutschland 
ist von den Parlamentarierinnen gebeten worden, 
einen entsprechenden Antrag zur Behandlung im 
Interparlamentarischen Rat beim Generalsekreta- 
riat einzubringen. Dieser Bitte hat die Gruppe der 
Bundesrepublik Deutschland inzwischen entspro- 
chen. 
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Die indonesischen Parlamentarierinnen stellten zu- 
sätzlich den Antrag, vor den Interparlamentari- 
schen Konferenzen jeweils einen Sitzungstag zu- 
sätzlich für Beratungen von Frauenproblemen vor- 
zusehen. Erstmals soll auf der 76. Interparlamenta- 
rischen Konferenz entsprechend verfahren wer- 
den. 

Abg. Frau Geiger wies abschließend auf das Treffen 
der Parlamentarierinnen während der VI. Interpar- 
lamentarischen Konferenz über europäische Zu- 
sammenarbeit und Sicherheit in Bonn am 27. Mai 
1986 hin. 


VII. Zusammenfassung 

Die 75. Interparlamentarische Konferenz behan- 
delte den Inhalt der von einer umfangreichen Pro- 
blematik gekennzeichneten Tagesordnungspunkte 
mit starkem Engagement und hoher Bereitscheift 
zur Diskussion über trennende Beurteilungen hin- 
weg. Zwar führte bei manchen Delegierten die Auf- 
splitterung in drei große Themenbereiche innerhalb 
eines Tagesordnungspunktes zu der Schwierigkeit, 
eine zeitlich und inhaltlich angemessene Beurtei- 
lung in der Debatte abzugeben. Gleichwohl führte 
die Anzahl der Schwerpunkte, denen sich die Red- 
ner zuwandten, zu einer verständlichen Differenzie- 
rung der jeweiligen Standpunkte. Sie zeigte sich 
insbesondere bei Erörterung der Abrüstungsfragen 
wie auch bei den Lösungsmöglichkeiten zum Pro- 
blem des internationalen Terrorismus. Neue Er- 
kenntnisse und Anschauungen traten hierbei nicht 
zutage. 

Die Erörterung eines Beitrages der Parlamente zur 
Herbeiführung des wirtschaftlichen Fortschritts in 
den Entwicklungsländern verdeutlichte die bekann- 
ten Standpunkte von Industrie- und Entwicklungs- 
ländern sowie der Länder des Ostblocks. Weniger 
die Beurteilung dieser Standpunkte mag dabei im 
Vordergrund gestanden haben. Wichtiger war, daß 
in den Beiträgen die Gesprächsbereitschaft zum 
Ausdruck kam, im Sinne der Zielsetzung der Inter- 
parlamentarischen Union miteinander kontroverse 
Probleme erörtern zu wollen und im Rahmen des 
Möglichen und aus der nationalen Sicht vertretbare 
Lösungsmöglichkeiten aufzuzeigen. 


Der von der Gruppe des Irak eingebrachte zusätzli- 
che Tagesordnungspunkt zur Nahost-Frage erhielt 
angesichts der Geschlossenheit der Gruppen der 
Dritten Welt die erforderliche Mehrheit. In der Aus- 
schußberatung stießen die Gegensätze zwischen 
den Krieg führenden Parteien des Iran und des 
Irak — die auch während der Plenardebatte mehr- 
fach offen und lautstark zum Ausdruck kamen — 
sowie zwischen Israel und seinen Nachbarn hart 
und unversöhnlich aufeinander. Daß trotzdem letzt- 
lich eine Sachdebatte möglich war, mag an der Per- 
sönlichkeit des Konferenzpräsidenten und des Aus- 
schußvorsitzenden gelegen haben. Die Konferenz 
verabschiedete den vorgelegten Entschließungsent- 
wurf mit großer Mehrheit ohne förmliche Abstim- 
mung. 

Als bemerkenswert sollte trotz aller Gegensätzlich- 
keiten die Bereitschaft zum sachlichen Gespräch 
und des Suchens nach Kontakten unterstrichen 
werden. Ein geeigneteres Forum zur Herbeiführung 
dieser Bereitschaft als die Konferenzen der Inter- 
parlamentarischen Union ist zur Zeit nicht vorstell- 
bar. Die Amtsführung des neuen Präsidenten des 
Interparlamentarischen Rates und dessen Ver- 
ständnis von der IPU geben weitere Impulse zur 
Förderung dieser Kontakte und Gesprächsbereit- 
schaft ab. 

Die Delegation der Gruppe der Bundesrepublik 
Deutschland nutzte die 75. Interparlamentarische 
Konferenz zu Begegnungen und Gesprächen mit 
den Gruppen Frankreichs, des Iran, Irlands und 
Mexikos. Die Gespräche dienten der Erörterung 
verschiedener auf der Konferenz behandelter Fra- 
gen sowie einem intensiven Gedankenaustausch 
über die bilateralen parlamentarischen und politi- 
schen Beziehungen. Der Wunsch nach verstärkter 
Zusammenarbeit, auch bei Vorbereitung und 
Durchführung künftiger Konferenzen, wurde dabei 
zum Ausdruck gebracht. 

Ob der „Geist von Mexiko'\ von dem der Präsident 
des Interparlamentarischen Rates zu Beginn der 
Konferenz sprach und den Präsident de la Madrid 
in seiner Rede zum Ausdruck gebracht hatte, die 
weiteren Bemühungen der Mitgliedsländer der IPU 
lenkt oder begleitet, bleibt abzuwarten. Die Chance 
dazu dürfte bestehen, die Aussicht auf erfolgreiches 
Handeln begrenzt sein. 


Michaela Geiger Dr. Uwe Holtz 

Leiterin der Delegation Stellvertretender Leiter 

der Delegation 
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Anhang 

1. Entschließungsentwürfe, die von der Gruppe 
der Bundesrepublik Deutschland bei der 75. 
Interparlamentarischen Konferenz in 
Mexiko-Stadt vorgelegt wurden 

Der Beitrag der Parlamente 

a) zur Beendigung des Wettrüstens und wirksamen 
Abrüstung unter besonderer Berücksichtigung der 
Militarisierung des Weltraums sowie der nuklearen, 
konventionellen und chemischen Waffen; 

b) zur wirksamen Bekämpfung des internationalen 
Terrorismus; 

c) zur Beseitigung von Spannungsherden in der Welt 
und insbesondere zu den Bemühungen der Conta- 
dora-Gruppe. 


A. Im Hinblick auf die Abrüstung 

Die 75, Interparlamentarische Konferenz 

in der Überzeugung, daß ein Nuklearkrieg nicht ge- 
wonnen werden kann und niemals geführt werden 
darf, 

in dem Bewußtsein, daß es das höchste Ziel aller 
Staaten sein muß, den Frieden zu sichern und alles 
zu tun, damit jede Art von Krieg, auch ein konven- 
tioneller, verläßlich verhindert wird, 

unter Betonung der Verpflichtung aller Mitglied- 
staaten der Vereinten Nationen, sich in Überein- 
stimmung mit Artikel 2 der Charta der Vereinten 
Nationen der Androhung und Anwendung von Ge- 
walt zu enthalten, 

in Anerkenntnis des in Artikel 51 der Charta der 
Vereinten Nationen niedergelegten Rechts aller 
Staaten auf individuelle oder kollektive Selbstver- 
teidigung, 

in der festen Ansicht, daß die Wahrung der Men- 
schenrechte, die Gewährleistung der Grundfreihei- 
ten und der Respekt des nationalen Selbstbestim- 
mungsrechts unverzichtbar sind für die Sicherung 
eines dauerhaften Friedens, 

unter Würdigung der positiven Ergebnisse der 
3. Überprüfungskonferenz zum Vertrag über die 
Nichtverbreitung von Kernwaffen, insbesondere 
der von der Konferenz geäußerten Überzeugung, 
daß der Beitritt aller Staaten zum Nichtverbrei- 
tungsvertrag der beste Weg ist, die Verbreitung von 
Kernwaffen zu erschweren und der in Erinnerung 
gerufenen Verhandlungspflicht aller Vertragspar- 
teien nach Art. VI des Nichtverbreitungsvertrags, 

in Unterstreichung der Notwendigkeit der strikten 
Einhaltung des Genfer Protokolls vom 17. Juni 1925 
über das Verbot der Verwendung von erstickenden, 
giftigen oder ähnlichen Gasen sowie von bakteriolo- 
gischen Mitteln im Krieg sowie des Übereinkom- 
mens vom 10. April 1972 über das Verbot der Ent- 


wicklung, Herstellung und Lagerung bakteriologi- 
scher (biologischer) und von Toxin-Waffen sowie 
über die Vernichtung solcher Waffen, 

ruft die Regierung der Mitgliedstaaten der IPU auf 
sich in ihrer Politik von dem umfassenden Gewalt- 
verbot der Charta der Vereinten Nationen leiten zu 
lassen, 

betont die Bedeutung von gleichzeitigen Fortschrit- 
ten in allen bilateralen wie multilateralen Rü- 
stungskontrollverhandlungen auf dem Weg zu Ver- 
einbarungen über militärisch bedeutsame, ausge- 
wogene und verläßlich verifizierbare Reduzierun- 
gen von Streitkräften und Rüstungen, durch die die 
Stabilität auf möglichst niedrigem Niveau dauer- 
haft gefestigt wird, 

fordert alle Staaten und ihre Parlamente auf zum 
alsbaldigen Abschluß eines international voll verifi- 
zierbaren umfassenden nuklearen Teststoppvertra- 
ges beizutragen, der als Teil eines weitergehenden 
Prozesses nuklearer Abrüstung und keinesfalls als 
Ersatz für die drastische Reduzierung nuklearer 
Waffen zu verstehen ist, 

fordert die Vereinigten Staaten von Amerika und 
die UdSSR auf, ihre Verhandlungen ohne Vorbedin- 
gungen zu führen und mit dem Ziel zu beschleuni- 
gen, als wichtige Schritte auf dem Weg zur völligen 
Beseitigung der Nuklearwaffen 

— ihre strategischen Nuklearwaffen auf der 
Grundlage einer fairen Datenbasis um die 
Hälfte zu reduzieren; 

— ihre landgestützten nuklearen Mittelstrecken- 
flugkörper in Europa und darüber hinaus welt- 
weit zu eliminieren und dafür Sorge zu tragen, 
daß ein entsprechendes Abkommen nicht durch 
andersartige oder neue Bedrohungen, insbeson- 
dere für Europa, unterlaufen wird, 

— den ABM-Vertrag strikt einzuhalten und durch 
kooperative Lösungen einen Rüstungswettlauf 
im Weltraum zu verhindern, 

appelliert an alle Staaten, die noch keine Vertrags- 
partei sind, dem Nichtverbreitungsvertrag beizutre- 
ten und ihre nuklearen Einrichtungen dem vertrag- 
lich festgelegten internationalen Kontrollmechanis- 
mus zu unterstellen, 

ruft die Teilnehmerstaaten auf ihren Beitrag zu 
den laufenden Verhandlungen in Stockholm und 
Wien zu leisten, um noch in diesem Jahr erste Er- 
gebnisse zu erreichen, die mehr Vertrauen und Sta- 
bilität fördern und den Weg zu weiterreichenden 
Vereinbarungen eröffnen, 

fordert alle Verhandlungsteilnehmer auf zielstrebig 
darauf hinzuarbeiten, damit die Verhandlungen 
über ein globales und zuverlässig verifizierbares 
Verbot der Entwicklung, Herstellung und Lagerung 
aller chemischen Waffen sowie über die Vernich- 
tung solcher Waffen und ihrer Produktions stätten 
in naher Zukunft erfolgreich abgeschlossen werden; 
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es wird dabei zu prüfen sein, inwieweit es sinnvoll 
sein kann, mit der Verwirklichung eines weltweiten 
und überprüfbaren Verbots chemischer Waffen dort 
zu beginnen, wo die meisten dieser Waffen vorhan- 
den sind, d. h. in Europa, 

appelliert an alle Regierungen, insbesondere die 
Teilnehmerstaaten der Stockholmer Konferenz 
über Vertrauens- und sicherheitsbildende Maßnah- 
men in Europa (KVAE), durch die Vereinbarung 
und Anwendung konkreter, militärisch bedeutsa- 
mer und angemessen verifizierbarer vertrauensbil- 
dender Maßnahmen die Transparenz militärischer 
Potentiale und Verhaltensweisen zu erhöhen, um 
Mißtrauen und Spannungen abzubauen und da- 
durch Vereinbarungen über Rüstungskontrolle und 
Abrüstung zu erleichtern; eine solche umfassende 
Konkretisierung des Gewaltverbots der Charta der 
Vereinten Nationen könnte schließlich auch zu ei- 
ner förmlichen Bekräftigung des Gewaltverbots 
durch ein Abkommen über den Verzicht auf die 
Anwendung von Gewalt — nuklear wie konventio- 
nell — zwischen den Staaten der NATO und des 
Warschauer Vertrages führen, das zwischen allen 
vertragsschließenden Staaten wirkt und die Ver- 
pflichtung zum Abbau bestehender Verletzungen 
des Gewaltverbots einschließt, 

lenkt die Aufmerksamkeit der Regierungen im Hin- 
blick auf eine möglichst frühzeitige Reduzierung 
der Militärausgaben auf das von den VN erarbeitete 
Internationale standardisierte Berichtssystem für 
Militärausgaben, das die Verteidigungsausgaben 
transparent und vergleichbar machen und damit 
zur Vertrauensbildung zwischen den Staaten bei- 
tragen soll, und fordert die Regierungen, die sich an 
diesem Berichtssystem noch nicht beteiligen, dazu 
auf, nicht länger abseits zu stehen, 

beklagt die z. T. exzessiven Rüstungsausgaben in In- 
dustrie- und Entwicklungsländern und erwartet, 
daß die durch Abrüstung frei werdenden Mittel für 
die wirtschaftliche und soziale Entwicklung und für 
den Kampf gegen Hunger und Armut insbesondere 
auch in der Dritten Welt, eingesetzt werden, 

ruft die Regierungen dazu auf den freien und unge- 
hinderten Zugang zu Informationen über Fragen 
der Rüstungskontrolle und Abrüstung wie auch 
über die Gefahren des Rüstungswettlaufs zu ge- 
währleisten. 


B. Im Hinblick auf den internationalen 
Terrorismus 

Die 75. Interparlamentarische Konferenz 

zutiefst beunruhigt über die schwerwiegenden und 
wiederholten terroristischen Anschläge in verschie- 
denen Staaten in jüngster Zeit, die sich gegen das 
Leben der Bürger und die Rechtsordnung der Staa- 
ten richten, 

in der Erwägung, daß Geiselnahmen auf internatio- 
naler Ebene eine besonders inhumane Form des 


internationalen Terrorismus darstellen und daß sie 
in jüngster Zeit zu einem ernsten Faktor geworden 
sind, der die Beziehungen zwischen den Staaten 
und die internationale Sicherheit stört, 

in der Erkenntnis, daß dem Schutz der Bevölkerung 
in allen Staaten höchste Priorität eingeräumt wer- 
den muß, 

in Bekräftigung des Grundsatzes, daß jedermann 
das Recht auf Leben sowie persönliche Freiheit und 
Sicherheit hat, wie es die Allgemeine Erklärung der 
Menschenrechte der Vereinten Nationen vorsieht, 

angesichts der Tatsache, daß mehrere internatio- 
nale Übereinkommen gegen den internationalen 
Terrorismus, insbesondere gegen Geiselnahmen ab- 
geschlossen worden sind, die von einem Teil der 
Mitgliedstaaten der Interparlamentarischen Union 
ratifiziert wurden, so z. B. 

— das Übereinkommen der internationalen 
Zivilluftfahrtorganisation von Tokio vom 14. De- 
zember 1963, 

— das Übereinkommen von Den Haag vom 16. De- 
zember 1970 zur Bekämpfung der widerrechtli- 
chen Inbesitznahme von Luftfahrzeugen, 

— das Internationale Übereinkommen der Verein- 
ten Nationen gegen Geiselnahme vom 18. De- 
zember 1979 und 

überzeugt, daß die Parlamente der Mitgliedstaaten 
in der Interparlamentarischen Union einen ent- 
scheidenden Beitrag zur Bekämpfung des interna- 
tionalen Terrorismus leisten, 

1. verurteilt entschieden die Attentate, Geiselnah- 
men und Bombenanschläge in jüngster Zeit als 
Akte des Hasses und menschenverachtender Ge- 
walt; 

2. brandmarkt solche Akte des internationalen Ter- 
rorismus und insbesondere die Fälle, in denen 
einzelne Regierungen den Terrorismus direkt 
oder indirekt unterstützen oder ermutigen, als 
eine Mißachtung der durch die Völkergemein- 
schaft anerkannten Grundrechte der Menschen 
und als Angriffe auf die Rechtsordnungen der 
Staaten; 

3. betont die außerordentliche Gefahr, die Akte des 
internationalen Terrorismus für das Zusammen- 
leben der Staaten und für Freiheit und Frieden 
bedeuten können; 

4. fordert nachdrücklich, daß Regierungen und Par- 
lamente alle notwendigen Maßnahmen beschlie- 
ßen, um Akte des Terrorismus zu verhindern und 
terroristische Gewalttäter zu bestrafen, wobei 
auch ein Boykott entsprechender Flughäfen 
nicht ausgeschlossen sein sollte; 

5. unterstreicht die Notwendigkeit, daß die Parla- 
mente ihrer Mitgliedstaaten die erforderlichen 
gesetzlichen Regelungen beschließen, um terrori- 
stische Aktivitäten zu verhindern; 

6. fordert Regierungen und Parlamente der Mit- 
gliedstaaten auf, international eng zusammenzu- 
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arbeiten, insbesondere die erforderlichen Infor- 
mationen über Täter, Anschläge und deren Pla- 
nungen auszutauschen; 

7. betont die Notwendigkeit, daß Regierungen und 
Parlamente darauf hinwirken, daß die von den 
verschiedenen internationalen Organisationen 
im Bereich des zivilen Luftverkehrs, insbeson- 
dere der Internationalen Zivilluftfahrtorganisa- 
tion (ICAO) auf gestellten Sicherheitsbestimmun- 
gen zur Abwehr von Anschlägen von den natio- 
nalen Behörden umfassend und wirksam ange- 
wendet werden; 

8. fordert die Parlamente der Mitgliedstaaten au/, 
ihre Regierungen bei dem Abschluß internatio- 
naler Übereinkommen zur Bekämpfung des Ter- 

. rorismus zu unterstützen und insbesondere die 
Übereinkommen zur Verhinderung von Geisel- 
nahmen und zur Abwehr von Anschlägen gegen 
die Zivilluftfahrt zu ratifizieren. 


C. Im Hinblick auf Spannungsherde 

Die 75. Interparlamentarische Konferenz 

in der Erkenntnis, daß Mittelamerika als einer der 
Spannungsherde in der Welt besondere Aufmerk- 
samkeit erfordert, 

überzeugt, daß der Gewalt und der Instabilität in 
der Region ein Ende gesetzt werden muß, 

ebenfalls überzeugt, daß die Konflikte in Mittelame- 
rika nicht mit Gewalt gelöst werden können, son- 
dern daß eine politische Verhandlungslösung gefun- 
den werden muß, deren Ursprung in der Region 
selbst liegt, 

in der Auffassung, daß eine solche Verhandlungslö- 
sung auf den Grundsätzen beruhen muß, die in der 
Charta der Vereinten Nationen und in der Charta 
der Organisation Amerikanischer Staaten veran- 
kert sind und im wesentlichen umfassen: die 
Grundsätze der Achtung der Souveränität und der 
nationalen Unabhängigkeit, der Selbstbestimmung, 
der territorialen Integrität, der Nichteinmischung 
in die inneren Angelegenheiten anderer Staaten 
und der Nichtanwendung von Drohungen oder Ge- 
walt, 

mit Rücksicht darauf, daß wirtschaftliches Un- 
gleichgewicht und soziale Ungerechtigkeit weitge- 
hende Ursache der politischen Instabilität der Re- 
gion sind, 

in dem Bestreben, Bemühungen zu ermutigen, die 
dem Ziel dienen, eine Atmosphäre des Vertrauens 
zu schaffen, die es den Staaten Mittelamerikas er- 
möglicht, in Frieden zu leben und die gegenseitige 
Zusammenarbeit auszubauen, um ihre Integration 
zu stärken und auf diese Weise ihre wirtschaftliche 
und soziale Entwicklung zu unterstützen, 

mit Zustimmung und Sympathie dafür, daß die in 
der Contadora-Gruppe zusammenarbeitenden Staa- 
ten Kolumbien, Mexiko, Panama und Venezuela bei 


ihrer Initiative für einen Verhandlungsprozeß, der 
zu einer friedlichen Beilegung der Spannungen in 
Mittelamerika führen soll, von den Staaten Argenti- 
nien, Brasilien, Peru und Uruguay unterstützt wer- 
den, 

in der Anerkennung der Tatsache, daß die Europäi- 
sche Gemeinschaft den Friedensbemühungen der 
Contadora-Gruppe durch Institutionalisierung ei- 
nes politischen Dialogs und Abschluß eines Koope- 
rationsabkommens mit dem zentralamerikanischen 
Isthmus einen weiteren Impuls gegeben hat, 

im Beumßtsein der Bedeutung, die der Stärkung der 
demokratischen Grundsätze und Einrichtungen in- 
nerhalb einer nationalen Rechtsordnung zukommt, 
ebenso wie der nationalen Versöhnung in allen 
Staaten der Region im Rahmen von pluralistischen 
und partizipativen politischen und gesellschaftli- 
chen Systemen, 

in Kenntnis des von den beteiligten Staaten erklär- 
ten Ziels, im Rahmen des Contadora- Prozesses und 
im Einklang mit dem Völkerrecht ein verläßliches 
und regionales Sicherheitssystem aufzubauen, das 
mit wirksamen Mechanismen der Verifikation und 
Kontrolle ausgestattet ist: 

1. Stellt mit Befriedigung fest, daß der Contadora- 
Friedensprozeß durch die von den Staaten der 
Contadora-Gruppe und der Unterstützungs- 
gruppe am 12. Januar 1986 gemeinsam herausge- 
gebene Botschaft von Caraballeda über Frieden, 
Sicherheit und Demokratie in Mittelamerika ei- 
nen neuen Anstoß erhalten hat und daß die Staa- 
ten Mittelamerikas den Grundsätzen und Zielen 
der Botschaft von Caraballeda bei ihrem Treffen 
in Guatemala am 14. Januar 1986 in allen Punk- 
ten zugestimmt haben; 

2. appelliert an die Staaten in Mittelamerika, die 
Verhandlungen über die Contadora-Akte für 
Frieden und Zusammenarbeit wiederaufzuneh- 
men und abzuschließen; 

3. fordert die Parlamente und Regierungen der In- 
dustrieländer auf den Contadora-Prozeß mitzu- 
fördern und die wirtschaftliche und soziale Ent- 
wicklung in allen Ländern Zentralamerikas zu 
unterstützen; 

4. fordert die Parlamente in Mittelamerika auf, die 
Maßnahmen zu unterstützen, die zur Erreichung 
einer friedlichen Verhandlungslösung erforder- 
lich sind; 

5. ruß diese Parlamente insbesondere auf den 
Maßnahmen zur nationalen Versöhnung und der 
Beachtung der Menschenrechte Priorität einzu- 
räumen; 

6. begrüßt den Vorschlag des Präsidenten von 
Guatemala, zwischen den Organen der Legisla- 
tive der Staaten Mittelamerikas Konsultationen 
mit dem Ziel einzuleiten, ein regionales Parla- 
ment zu bilden, das zum besseren Verständnis 
der Probleme der Region beitragen und die Ver- 
handlungsbemühungen wirkungsvoll unterstüt- 
zen könnte; 
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7. begrüßt den politischen Dialog und die wirt- 
scheiftliche Zusammenarbeit zwischen den Staa- 
ten des zentralamerikanischen Isthmus und der 
Europäischen Gemeinschaft, wie sie auf der Kon- 
ferenz in Luxemburg bekräftigt wurde, als Bei- 
trag zur Entwicklung und Stabilität der Region; 

8. vertritt mit Nachdruck die Auffassung, daß es 
gilt, alle Menschenrechte und Grundfreiheiten 
auszubauen und zu gewährleisten, so zum Bei- 
spiel die Achtung der Unverletzbarkeit der Per- 
son, der Pressefreiheit, der gewerkschaftlichen 
Freiheit und der Glaubensfreiheit, wie sie in den 
internationalen Verträgen und der Allgemeinen 
Menschenrechtserklärung definiert wurden. 


Der Beitrag der Parlamente zur Beschleunigung des 
wirtschaftlichen Fortschritts in Entwicklungsländern 
durch Verbesserung der Bedingungen des internatio- 
nalen Handels und durch den Einsatz von Wissen- 
schaft und Technologie zur Förderung des Wohls der 
Menschheit allgemein und insbesondere der Gesund- 
heit und des Wohlergehens der älteren Menschen 


Die 75, Interparlamentarische Konferenz 

1. erkennt an, daß alle Regierungen — die der Ent- 
wicklungsländer ebenso wie die der Industrie- 
länder — eine gemeinsame Verantwortung bei 
der Förderung einer konstruktiven internatio- 
nalen wirtschaftlichen Zusammenarbeit mit 
dem Ziel der Stärkung der Weltwirtschaft und 
der Förderung des Wohlergehens der Mensch- 
heit tragen; 

2. unterstreicht die wichtige Rolle, die die Parla- 
mente bei der Schaffung eines stärkeren öffent- 
lichen Bewußtseins dafür spielen können, daß 
das Schicksal der Länder des Nordens eng mit 
dem der Länder des Südens verknüpft ist; 

3. ist sich der andauernden Bedrohung der Welt- 
wirtschaft durch Stagnation der Wirtschaften 
vieler Länder, insbesondere in der Dritten Welt, 
ihre wachsende Außenverschuldung, durch in- 
stabile oder fallende Rohstoffpreise verschärfte 
hohe Arbeitslosenquoten, wachsenden protek- 
tionistischen Druck und internationale Wäh- 
rungsinstabilität heumßt; 

4. ist der Ansicht, daß Entwicklungspolitik der 
Entwicklung menschlicher Ressourcen, dem Ab- 
bau des Analphabetentums, der Integration von 
Frauen in den Entwicklungsprozeß sowie der 
Gesundheits-, Ernährungs- und Bevölkerungs- 
politik mit dem Ziel der Stärkung einer selbst- 
bestimmten, sich selbst tragenden sozialen und 
wirtschaftlichen Entwicklung einen höheren 
Stellenwert einräumen sollte; 

5. ist äußerst besorgt darüber, daß ein großer Teil 
der Menschheit — insbesondere in Afrika süd- 
lich der Sahara — an Hunger und Unterernäh- 
rung leidet, was eine schreckliche menschliche 
Tragödie, lebenslange Gesundheitsschäden be- 
sonders bei Kindern und die Entwurzelung gan- 
zer Ortschaften zur Folge hat; 


6. unterstützt die Anstrengungen der Vereinten 
Nationen und ihrer Sonderorganisation zugun- 
sten der von der Dürre betroffenen Gebiete in 
Afrika und appelliert an die Länder, die dazu in 
der Lage sind, ihre Beiträge zu den unter Feder- 
führung des Generalsekretärs der Vereinten 
Nationen durchgeführten Dringlichkeitsmaß- 
nahmen sowie zu den Sondermaßnahmen und 
-mittein der Weltbank für Afrika südlich der Sa- 
hara zu erhöhen; 

7. fordert die Regierungen der Industrienationen 
auf 

(i) ihre allgemeinen Systeme der Meistbegün- 
stigung für Produkte, die für die Entwick- 
lungsländer von besonderer Bedeutung 
sind, zu verbessern; 

(ii) bestehende protektionistische Maßnahmen 
aufzuheben und keine Maßnahmen zu er- 
greifen, die den Interessen der Entwick- 
lungsländer besonders schaden; 

(iii) die Zusammenarbeit mit den Entwick- 
lungsländern auf dem Gebiet der Förde- 
rung des Handels zu intensivieren; 

(iv) durch eine konstruktive Haltung bei den 
Verhandlungen über internationale Roh- 
stoffübereinkommen, durch die Förderung 
einer schnellen Verwirklichung des inte- 
grierten Programms und des gemeinsamen 
Rohstoff-Fonds der UNCTAD und durch 
die Stärkung internationaler Mechanismen 
wie der Ausgleichsfinanzierungsfazilität 
des IWF auf die Stabilisierung und Erhö- 
hung von Erlösen aus Rohstoffexporten 
hinzuwirken; 

8. betont die Bedeutung technischer Hilfe als ei- 
nes oft vernachlässigten, aber entscheidenden 
Bestandteils der Entwicklungszusammenarbeit 
und die Unerläßlichkeit von Bildung und der 
Erweiterung der menschlichen Fähigkeiten für 
die wirksame Nutzung des investierten Kapitals 
und für Selbständigkeit; 

9. appelliert an die Industrieländer, 

(i) den Entwicklungsländern den Zugang zu 
objektiven und unbeeinfliißten Quellen 
technischer Hilfe und industrieller Zusam- 
menarbeit, die auf ihre besonderen Bedürf- 
nisse ausgerichtet sind, zu gewähren und 
dazu das Entwicklungsprogramm der Ver- 
einten Nationen und UNIDO als zentrale 
Organe des Systems der Vereinten Natio- 
nen für technische und industrielle Zusam- 
menarbeit zu fördern; 

(ii) den Entwicklungsländern zu helfen, ihre ei- 
genen Fähigkeiten auf den Gebieten der 
Ausbildung und der wissenschaftlich-tech- 
nischen Forschung zu stärken; 

(iii) mit den Entwicklungsländern beim Einsatz 
hochentwickelter Technologien, insbeson- 
dere in der Landwirtschaft, im Energiebe- 
reich und im Weltraum (für die Erdbe- 
obachtung und die Bewirtschaftung von 
Naturschätzen) zusammenzuarbeiten; 
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10. fordert Parlamente und Regierungen dringend 
auf eine konstruktive Haltung bei der Konfe- 
renz der Vereinten Nationen über einen Inter- 
nationalen Verhaltenskodex für den Technolo- 
gietransfer mit dem Ziel der zügigen Fertigstel- 
lung des Kodex einzunehmen; 

11. ist der Ansicht, daß die Weltbank über einen 
größeren Finanzrahmen für Entwicklungspro- 
jekte verfügen sollte, um mit der Ausweitung 
des Bedarfs und der Möglichkeiten in den Ent- 
wicklungsländern Schritt halten zu können, und 
fordert daher alle Regierungen auf, durch eine 
substantielle Kapitalerhöhung eine verstärkte 
Darlehenskapazität der Weltbank zu unterstüt- 
zen; 

12. appelliert an die Industrieländer, sich gemein- 
sam um ein Gesamtaufstockungsvolumen von 
12 Milliarden Dollar für IDA-VIII zu bemühen 
und die regionalen Entwicklungsbanken bei der 
Fortführung und Erweiterung ihrer wichtigen 
Rolle bei der sozialen und wirtschaftlichen Ent- 
wicklung Afrikas, Asiens und Lateinamerikas 
zu unterstützen; 

13. empfiehlt, den IWF, um seinen Operationen grö- 
ßere Wirkung zu verleihen, mit erhöhten Mit- 
teln auszustatten und seine Funktion als politi- 
scher Ratgeber der Regierungen der Entwick- 
lungsländer flexibler, differenzierter und ver- 
ständnisvoller zu gestalten und damit dem Pro- 
duktionswachstum und der Beschäftigung wie 
auch der Bekämpfung der Inflation und Zah- 
lungsbilanzdefizite größeres Gewicht beizumes- 
sen. 


2. Memorandum, das von der Gruppe der 
Bundesrepublik Deutschland bei der 
75. Interparlamentarischen Konferenz In 
Mexiko-Stadt vorgelegt wurde 


Der Beitrag der Parlamente zur Beschleunigung des 
wirtschaftlichen Fortschritts in Entwicklungsländern 
durch Verbesserung der Bedingungen des internatio- 
nalen Handels und durch den Einsatz von Wissen- 
schaft und Technologie zur Förderung des Wohls der 
Menschheit allgemein und insbesondere der Gesund- 
heit und des Wohlergehens der älteren Menschen 

Das vorliegende Memorandum beruht auf den kürz- 
lich zu Fragen des Nord-Süd-Verhältnisses durchge- 
führten Arbeiten der Parlamentarischen Versamm- 
lung des Europarates, deren Sorge um die weltweite 
Entwicklung, und hier insbesondere die menschli- 
che Entwicklung, sich aus der traditionellen Auf- 
gabe des Rates ergibt, die Menschenrechte zu 
schützen, Lebensbedingungen zu verbessern und 
menschliche Werte zu fördern. 

Es ist daher nur natürlich, daß die Parlamentari- 
sche Versammlung in ihre Sorge auch das Los der 
Menschen in den Gebieten der Erde mit einschließt, 
die noch nicht den sozialen und wirtschaftlichen 
Standard erreicht haben, dessen sich die meisten 


Europäer erfreuen. Seit der zweiten Entwicklungs- 
dekade hat die Versammlung jedes Jahr eine große 
Debatte über Entwicklungsfragen und die Politik 
ihrer Mitgliedstaaten gegenüber den Entwicklungs- 
ländern abgehalten. 

In ihren regelmäßig vorgelegten Berichten über 
Nord-Süd-Fragen und den entsprechenden Resolu- 
tionen und Empfehlungen hat die Versammlung 
ihre Mitgliedstaaten dringend ersucht, eine Politik 
der Handelsliberalisierung in Verbindung mit 
strukturellen Anpassungen in ihren eigenen Volks- 
wirtschaften zu verfolgen, um den Entwicklungs- 
ländern die Erhöhung von Exporten und somit der 
Beschäftigung in den Wirtschaftssektoren zu er- 
möglichen, in denen sie einen relativen Vorteil 
haben. 

Bereits vor zehn Jahren wurden die Mitgliedstaa- 
ten des Europarates aufgerufen, „eine kreative, dy- 
namische Zusammenarbeit zu beginnen, die sie in 
ihrer gemeinsamen Verantwortung für den sozia- 
len, technischen und wirtschaftlichen Fortschritt 
der Entwicklungsländer stärkt, auf dem politische 
Stabilität aufbaut“, und „eine wirtschaftliche Ent- 
spannung in den Nord-Süd-Beziehungen durch die 
Verfolgung gemeinsamer Interessen zu fördern und 
so den Einsatz wirtschaftlicher Macht als politische 
Waffe zu verhindern“. 

Nach einem Symposium über Entwicklungszusam- 
menarbeit, das die Parlamentarische Versammlung 
1979 gemeinsam mit der OECD für Parlamentarier 
aller OECD-Mitgliedstaaten veranstaltete, verab- 
schiedete sie die Resolution 691, in der sie bestätig- 
te, „daß es erforderlich ist, auf die Einführung einer 
neuen Weltwirtschaftsordnung hinzuwirken, die es 
den Entwicklungsländern ermöglicht, Fortschritte 
zu erzielen und gleichberechtigte Partner der Indu- 
strienätionen zu werden“. Darüber hinaus empfahl 
sie den OECD-Ländern, im Rahmen der Strategie 
der Vereinten Nationen Entwicklungsprogramme 
durchzuführen, die Wirtschaftswachstum und die 
Befriedigung menschlicher Grundbedürfnisse, ins- 
besondere der ärmsten Gemeinschaften, mit beson- 
derem Schwerpunkt auf Nahrungsmittelproduk- 
tion, Beschäftigung, Gesundheit, Wohnungsbau und 
Bildung sicherstellen. Die Versammlung drängte 
auf die Umsetzung einer Wirtschaftspolitik, die das 
Wachstum des Handelsvolumens erleichtern und so 
garantieren sollte, daß von den Entwicklungslän- 
dern exportierte Fertigwaren freien Zugang zu den 
Märkten der DAC-Länder haben. Letztere sollten 
außerdem mit dem Transfer von den Verhältnissen 
der Entwicklungsländer angepaßtem Know-how 
und entsprechender Technologie sowie der Förde- 
rung einheimischer technologischer Kapazitäten 
beginnen, und zwar insbesondere durch eine posi- 
tive Haltung bei den Verhandlungen über die Ein- 
führung eines bei der UNCTAD in Vorbereitung be- 
findlichen Kodex für den Technologietransfer. 

1981 verabschiedete die Parlamentarische Ver- 
sammlung eine Resolution über „globale Aussich- 
ten — menschliche Bedürfnisse und die Natur- 
schätze der Erde“, die das vitale Interesse Europas 
und anderer nördlicher Regionen am Erfolg einer 
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weltweiten Entwicklungspolitik zur Vermeidung ei- 
nes steigenden Bevölkerungsdrucks und politischer 
und militärischer Konflikte aufgrund der unglei- 
chen Verteilung grundlegender Ressourcen und un- 
befriedigter Grundbedürfnisse wie Wasser, Nah- 
rung und Wohnung unterstrich. 

Die Versammlung hat auf die schwerwiegenden 
Probleme hingewiesen, die sich aus der gegenwärti- 
gen Wachstumsrate der Weltbevölkerung, insbeson- 
dere in städtischen Ballungsgebieten, und den un- 
zureichenden Gegenmaßnahmen ergeben, die er- 
griffen werden, um „eine ausgewogenere Verteilung 
der Naturschätze der Erde zu erreichen“. Sie wie- 
derholte ihre Warnung vor einer immer größer wer- 
denden Kluft zwischen reichen und armen Ländern 
und den miteinander verknüpften Problemen der 
schnellen Ausdehnung der Wüsten, ausgedehnter 
Abholzung, Energieknappheit, Verschlechterung 
der Wassergüte und Luftverschmutzung, die in be- 
stimmten Gebieten der Erde bereits die Fähigkeit 
des Bodens, Leben zu erhalten, verringert hatten. 

1981 beschloß die Versammlung, eine Konferenz 
über den Beitrag Europas zu einer gerechteren Ver- 
teilung und rationelleren Nutzung der Naturschätze 
der Erde zu veranstalten, die dann auf Einladung 
des portugiesischen Parlaments vom 9. bis 11. April 
1984 in Lissabon stattfand. Hauptziel dieser Konfe- 
renz war es, das Bewußtsein von Regierungen und 
Politikern für die wachsende weltweite gegensei- 
tige wirtschaftliche Abhängigkeit und die Verknüp- 
fung von Bevölkerungswachstum, Ressourcenver- 
knappung und ökologischer Zerstörung zu stärken. 
Der Versuch, die Pattsituation im Nord-Süd-Ver- 
hältnis aufzubrechen, war ein weiteres Motiv für 
diese Konferenz, die die erste ihrer Art zum Thema 
der Verantwortung Europas gegenüber der Dritten 
Welt war. 

Am Schluß der Konferenz verabschiedeten die etwa 
250 anwesenden Parlamentarier die Lissahoner Er- 
klärung, die an Regierungen, Parlamente und inter- 
nationale Organisationen, namentlich den Europa- 
rat und die Europäische Gemeinschaft, gerichtet ist. 
Die Erklärung ruft dazu auf, internationale Hilfe 
„auf die Förderung einer selbstbestimmten, sich 
selbst tragenden sozialen und wirtschaftlichen Ent- 
wicklung“ zu konzentrieren. Sie drängt die europäi- 
schen Länder, spätestens 1990 das Ziel, 0,7% des 
Bruttosozialprodukts für die öffentliche Entwick- 
lungshilfe zur Verfügung zu stellen, und ein Teilziel, 
0,15% des Bruttosozialprodukts für die am wenig- 
sten entwickelten Länder bereitzustellen, zu errei- 
chen. 

Was das schnelle Bevölkerungswachstum angeht, 
so werden die europäischen Länder aufgefordert, 
ihre multilaterale und bilaterale Hilfe für Bevölke- 
rungsprogramme im Rahmen des Weltaktionsplans 
für Bevölkerungsfragen zu erhöhen. Bei dieser 
Hilfe sollten die Menschenrechte und „das Recht 
von Ehepaaren und Einzelpersonen, die Zahl ihrer 
Kinder und den Altersabstand zwischen ihren Kin- 
dern frei und verantwortungsbewußt zu bestim- 
men“, respektiert werden. 


Die Erklärung fordert die Mitgliedstaaten des Euro- 
parates auf, der Stärkung der Fähigkeiten der Ent- 
wicklungsländer auf den Gebieten der Ausbildung 
sowie der technischen und wissenschaftlichen For- 
schung verstärkt Vorrang einzuräumen und eine 
Einigung über universelle Regeln und Normen für 
den Technologietransfer durch die rasche Fertig- 
stellung des Internationalen Verhaltenskodex der 
Vereinten Nationen zu erzielen. 

Darüber hinaus werden in der Erklärung Maßnah- 
men zur Bekämpfung der Umweltschädigung, ins- 
besondere der Wüstenbildung, zur Förderung einer 
sparsameren Nutzung der Naturschätze sowie zum 
Schutz des künstlerischen Erbes und zur Förderung 
der kulturellen Einrichtungen in den Entwicklungs- 
ländern vorgeschlagen. 

Im Hinblick auf das Schuldenprohlem appelliert die 
Erklärung an die europäischen Länder, die Rolle 
der Sonderziehungsrechte als einer echten interna- 
tionalen Reserve zu stärken, auf eine regelmäßi- 
gere Zuteilung von Sonderziehungsrechten hinzu- 
wirken und die Rolle des IWF als der zentralen 
Währungsinstitution zu stärken. Der IWF sollte 
über erhöhte Mittel verfügen und eine „aktivere 
antizyklische Rolle spielen, indem er das Volumen 
und die Bedingungen seiner Hilfe der Entwicklung 
der Weltwirtschaft anpaßt“. 

Die Erklärung erkennt an, daß Erlöse aus dem 
Handel für die Entwicklungsländer von entschei- 
dender Bedeutung sind. Sie fordert die europäi- 
schen Länder auf, protektionistischem Druck zu wi- 
derstehen, sich an die Grundsätze des multilatera- 
len Handels zu halten und durch eine konstruktive 
Haltung bei den Verhandlungen über internatio- 
nale Rohstoffübereinkommen sowie durch die Stär- 
kung bestehender internationaler Mechanismen 
wie des STABEX-Programms und der Ausgleichsfi- 
nanzierungsfazilität des IWF zur Stabilisierung der 
Erlöse aus Rohstoffexporten beizutragen. 

Im Hinblick auf Rüstung sausgaben und -entwick- 
lung fordert die Erklärung die europäischen Länder 
auf, „sich für eine effektive und ausgewogene welt- 
weite Entspannung im Interesse des Friedens und 
mit dem Ziel einer allgemeinen und nachprüfbaren 
Verringerung der Rüstungsausgaben einzusetzen“. 
Darüber hinaus sollten die europäischen Länder die 
konkreten Mittel und Wege zur Verwendung der 
von Militärausgaben verschlungenen Mittel für 
konstruktivere Zwecke prüfen. 

Sowohl die Parlamentarische Versammlung als 
auch das Ministerkomitee des Europarates haben 
mehrere Debatten über die Folgemaßnahmen zur 
Lissahoner Erklärung abgehalten. Die Kommission 
der Europäischen Gemeinschaften hat den Text 
ebenfalls geprüft und die Versammlung über die 
von den Europäischen Gemeinschaften ergriffenen 
Folgemaßnahmen unterrichtet. 

Im Ministerkomitee selbst fand mehrere Male ein 
Meinungsaustausch über Nord-Süd-Fragen, insbe- 
sondere über Entwicklung, Zusammenarbeit und 
Menschenrechte, statt. Das Ministerkomitee 
stimmte überdies dem Vorschlag (der Lissahoner 
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Erklärung) zu, eine europäische öffentliche Kam- 
pagne zum Thema „Nord-Süd-Interdependenz und 
globales Überleben“ durchzuführen. Ziel dieser 
Kampagne, die in enger Zusammenarbeit mit der 
Europäischen Gemeinschaft veranstaltet werden 
soll, ist es, das Bewußtsein der Öffentlichkeit dafür 
zu stärken, daß das Schicksal der Länder des Nor- 
dens eng mit dem der Länder des Südens verknüpft 
ist 

Die Krise der Lebensmittelversorgung in Afrika 
veranlaßte die Versammlung, die Regierungen drin- 
gend dazu aufzufordern, den Soforthilfemaßnah- 
men und der Beseitigung der Ursachen der Hun- 
gersnot Vorrang einzuräumen und auf die langfri- 
stige Sanierung der von der Dürre heimgesuchten 
afrikanischen Länder hinzuwirken. Im Januar 1986 
hielt die Versammlung eine Sonderdebatte über 
Afrika ab, in der sie die Ursachen der Lebensmittel- 
versorgungskrise in Afrika und die langfristigen 
Maßnahmen, die zur Sicherung einer selbstbe- 
stimmten Entwicklung in den von der Krise am 
stärksten betroffenen Ländern erforderlich sind, 
analysierte. Die Versammlung appellierte an ihre 
Mitgliedstaaten, der Entwicklung menschlicher 
Ressourcen, dem Abbau des Analphabetentums, der 
Integration von Frauen in den Entwicklungsprozeß 
und der Gesundheits-, Ernährungs- und Bevölke- 
rungspolitik in den von der Dürre betroffenen Län- 
dern sowie dem Wachstum und der Diversifizierung 
ihrer Volkswirtschaften einen höheren Stellenwert 
einzuräumen. 


3. Entschließungen, die von der 

75. Interparlamentarischen Konferenz in 
Mexiko-Stadt angenommen wurden 

Der Beitrag der Parlamente 

a) zur Beendigung des Wettrüstens und wirksamen 
Abrüstung unter besonderer Berücksichtigung der 
Militarisierung des Weltraums sowie der nuklearen, 
konventionellen und chemischen Waffen; 

b) zur wirksamen Bekämpfung des Internationalen 
Terrorismus; 

c) zur Beseitigung von Spannungsherden in der Welt 
und insbesondere zu den Bemühungen der Conta- 
dora-Gruppe. 

(Entschließung, angenommen ohne Abstimmung*) 


A. Im Hinblick auf die Abrüstung 

Die 75. Interparlamentarische Konferenz 

äußert ernsthafte Besorgnis über die Gefahr einer 
nuklearen Katastrophe, die die Menschheit be- 


*) Abschnitt A wurde ohne Abstimmung verabschiedet. 
Die argentinische Deleigation äußerte Vorbehalte hin- 
sichtlich des 7. Absatzes der Präambel. Die Abschnit- 
te B und C wurden ebenfalls ohne Abstimmung verab- 
schiedet. 


droht, und zum Ende der Zivilisation auf der Welt 
führen kann; 

ist geleitet von dem Wunsch, die Menschheit vor 
der Drohung eines Atomkrieges oder eines konven- 
tionellen Krieges zu schützen und den Weg frei zu 
machen für eine Beendigung des nuklearen und 
konventionellen Wettrüstens auf der Welt sowie für 
die Verhinderung eines Wettrüstens im Weltraum, 
für eine umfassende Verringerung der Gefahr eines 
Krieges und für die Schaffung von Vertrauen als 
einem festen Bestandteil der Beziehungen zwi- 
schen den Staaten; 

ist tief besorgt über die Gefahr, die für die gesamte 
Menschheit durch ein Wettrüsten im Weltraum ent- 
steht und weist nachdrücklich darauf hin, daß der 
Weltraum zum Wohle der Menschheit für friedliche 
Zwecke genutzt werden sollte; 

unterstützt bestehende Initiativen zur Abschaffung 
von nuklearen und chemischen Waffen und nimmt 
die kürzlich vorgelegten, bedeutsamen Vorschläge 
der Vereinigten Staaten von Amerika und der 
UdSSR für diesen Bereich einschließlich des Pro- 
gramms für die Beseitigung dieser Waffen bis zum 
Jahre 2000 zur Kenntnis; 

äußert große Genugtuung über die Ergebnisse des 
sowjetisch-amerikanischen Gipfeltreffens in Genf 
und die dort getroffenen Vereinbarungen, die Ar- 
beit der Genfer Gespräche über nukleare und Welt- 
raumwaffen zu beschleunigen im Hinblick auf die 
Verhinderung eines Wettrüstens im Weltraum und 
dessen Beendigung auf der Welt sowie im Hinblick 
darauf, den Bemühungen in anderen Bereichen der 
Rüstungsbegrenzung und des Rüstungsabbaus 
neue Impulse zu verleihen und das strategische 
Gleichgewicht zu stärken; 

nimmt Kenntnis von der gemeinsamen, am 22. Mai 
1984 herausgegebenen und am 28. Januar 1985 be- 
kräftigten, an die Atomwaffenstaaten gerichteten 
Erklärung der Staatsoberhäupter bzw. Regierungs- 
chefs von Argentinien, Griechenland, Indien, Mexi- 
ko, Schweden und der Vereinigten Republik Tansa- 
nia, worin die Einstellung der Atomwaffentestver- 
suche und die Beendigung des nuklearen Wettrü- 
stens gefordert werden; 

bestätigt erneut frühere Entschließungen des In- 
halts, daß die Schaffung von kernwaffenfreien Zo- 
nen, wie im Vertrag von Tlatelolco festgelegt, zur 
Sicherung der Staaten in diesen Zonen, zur Verhin- 
derung der Weiterverbreitung von Kernwaffen und 
zu dem Ziel einer allgemeinen und vollständigen 
Abrüstung beitragen könnte; 

nimmt die kürzlich erfolgte Unterzeichnung des am 
6. August 1985 in Rarotonga (Cook-Inseln) geschlos- 
senen Vertrags über eine kernwaffenfreie Zone im 
Südpazifik durch die Mehrheit der Staaten der süd- 
pazifischen Region zur Kenntnis; 

begrüßt die anläßlich der 40-jährigen Jubiläumssit- 
zung der Vereinten Nationen verabschiedete Ent- 
schließung über die Verhinderung eines Wettrü- 
stens hn Weltraum; 
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betont die Verantwortung der Parlamente und der 
Parlamentarier im Zusammenhang mit der Verhin- 
derung eines Krieges einschließlich eines Nuklear- 
krieges, der Beendigung des Wettrüstens und der 
Aufrechterhaltung des Friedens; 

bestätigt erneut die Bestimmungen der Schlußakte 
der Zehnten Sondersitzung der Generalversamm- 
lung der Vereinten Nationen, der ersten Sondersit- 
zung über Abrüstung, wonach die schrittweise Kür- 
zung der Militärhaushalte — insbesondere die der 
Atomwaffenstaaten und anderer militärisch be- 
deutsamer Staaten — auf einer gegenseitig verein- 
barten Grundlage, dazu beitragen könnte, das Wett- 
rüsten zu drosseln und größere Möglichkeiten für 
eine Umverteilung der jetzt für militärische Zwecke 
verwendeten Mittel auf Bereiche der wirtschaftli- 
chen und sozialen Entwicklung, insbesondere zum 
Wohl der Entwicklungsländer, zu schaffen; 

betrachtet es als ihre besondere Aufgabe in Über- 
einstimmung mit Artikel 1 der Satzung der Inter- 
parlamentarischen Union, die Bemühungen der 
Staaten um Frieden und internationale Sicherheit 
tatkräftig zu unterstützen; 

ist sich bewußt, daß die Parlamentarier aller Länder 
als gewählte Volksvertreter eine Verantwortung für 
die Sicherung des Friedens in der Welt und der 
internationalen Sicherheit tragen; 

betont, die Verpflichtung aller Mitgliedstaaten der 
Vereinten Nationen, sich in Übereinstimmung mit 
Artikel 2 der Charta der Vereinten Nationen und 
der Schlußakte von Helsinki der Androhung und 
Anwendung von Gewalt gegenüber der territorialen 
Integrität oder der politischen Unabhängigkeit aller 
Staaten zu enthalten und erkennt das in Artikel 51 
der Charta der Vereinten Nationen niedergelegte 
Recht aller Staaten axif individuelle und kollektive 
Selbstverteidigung an; 

1. bestätigt ihre Entschlossenheit, alle Schritte zu 
unterstützen, deren Ziel der Abschluß von be- 
deutsamen und wirksamen Vereinbarungen bei 
den laufenden Verhandlungen ist, um das Wett- 
rüsten im Weltraum zu verhindern und auf der 
Erde zu beenden, wodurch Dollarbeträge in Mil- 
liardenhöhe für die Verwirklichung von kon- 
struktiven Zielen und für die Unterstützung von 
Völkern, die ihre wirtschaftliche und soziale 
Entwicklung vorantreiben wollen, freiwerden; 

2. begrüßt die Ergebnisse des sowjetisch-amerika- 
nischen Gipfeltreffens in Genf, die zwischen 
dem Präsidenten der Vereinigten Staaten von 
Amerika und dem Generalsekretär des Zentral- 
komitees der Kommunistischen Partei der So- 
wjetunion erzielte Einigung darüber, daß ein 
nuklearer Krieg niemals geführt werden darf 
und nicht gewonnen werden kann, sowie die 
Vereinbarung, die Genfer Verhandlungen über 
nukleare und Weltraumwaffen zu beschlexmi- 
gen, und äußert die Hoffnung, daß weitere Tref- 
fen dieser Art folgen werden; 

3. appelliert an die Parlamente aller Staaten, die 
verifizierbare Abschaffung von nuklearen und 
chemischen Waffen zum frühestmöglichen Zeit- 


punkt sowie den Abbau von konventionellen 
Waffen zu unterstützen und fordert alle Staaten 
auf, angesichts der letzten UN-Berichte über 
den Einsatz von chemischen Waffen ihre Ver- 
pflichtung auf das Genfer Protokoll von 1925 zu 
bekräftigen; 

4. unterstreicht die Bedeutung von regionalen In- 
itiativen für die Schaffung von kernwaffen- 
freien Zonen in der Welt mit dem Ziel einer all- 
gemeinen und vollständigen Abrüstung auf der 
Grundlage freiwilliger Vereinbarungen zwi- 
schen den Staaten der betroffenen Region; 

5. ruft alle Staaten und ihre Parlamente auf, dazu 
beizutragen, daß ein verläßlich verifizierbarer 
umfassender Atomwaffensperrvertrag zu einem 
frühestmöglichen Zeitpunkt abgeschlossen wer- 
den kann, wobei dieser Vertrag als Teil eines 
breitangelegten Prozesses der nuklearen Abrü- 
stung anzusehen ist, auf keinen Fall aber als 
Ersatz für die drastische Verringerung von 
Atomwaffen; 

6. fordert die Parlamente nachdrücklich auf, sich 
für eine friedliche Nutzung des Weltraums im 
Interesse der Wahrung des internationalen 
Friedens sowie für die Einhaltung der bestehen- 
den internationalen Weltraumverträge einzuset- 
zen; 

7. fordert die Parlamente der Teilnehmerstaaten 
der Genfer Abrüstungskonferenz auf, zum Er- 
folg der Konferenz beizutragen und sich dafür 
einzusetzen, daß innerhalb des Rahmens dieser 
Konferenz baldige Verhandlungen über den ver- 
stärkten Abbau von Atomwaffen, über das Ver^ 
bot von Atomwaffenversuchen — d. h. ein ver- 
läßlich verifizierbares, alle Atomwaffenstaaten 
einbeziehendes Verbot — und über die Verhin- 
derung eines Atomkrieges aufgenbmmen wer- 
den; 

8. fordert die Parlamente der Teilnehmerstaaten 
der Wiener Verhandlungen über einen beider- 
seitigen und ausgewogenen Abbau von Truppen 
und Waffen in Mitteleuropa auf, zur Verwirkli- 
chung des vereinbarten Abbaus von konventio- 
nellen Waffen und Streitkräften beizutragen 
und den Abschluß von diesbezüglichen gegen- 
seitig annehmbaren Vereinbarungen bei den 
Wiener Verhandlungen voranzutreiben; 

9. fordert die Parlamente der Teilnehmerstaaten 
der Stockholmer Konferenz für Vertrauens- und 
sicherheitsbildende Maßnahmen und Abrü- 
stung in Europa auf, den baldigen Abschluß die- 
ser Konferenz, die Verabschiedung eines Doku- 
mentes über konkrete, gegenseitig annehmbare 
und verifizierbare vertrauensbildende Maßnah- 
men und die Bekräftigung des Grundsatzes der 
Nichtanwendung von Gewalt zu erleichtern; 

10. fordert alle Parlamente und nationalen Gruppen 
dringend auf, Schritte zu ergreifen zur Unter- 
stützung von wirksamen Beschlüssen über eine 
weltweite Abrüstung auf der Erde und die fried- 
liche Nutzung des Weltraums. 
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B. Im Hinblick auf den internationalen 
Terrorismus 

Die 75. Interparlamentarische Konferenz 

erinnert an die am 9. Dezember 1985 verabschiedete 
Entschließung 40/61 der Generalversammlung der 
Vereinten Nationen über Terrorismus; 

erinnert an die bestehenden internationalen Über- 
einkommen in bezug auf verschiedene Aspekte des 
Problems des internationalen Terrorismus, unter 
anderem das Abkommen von Tokio vom 14. Sep- 
tember 1963 über strafbare und bestimmte andere 
an Bord von Luftfahrzeugen begangene Handlun- 
gen, das Übereinkommen von Den Haag vom 
16. Dezember 1970 zur Bekämpfung der widerrecht- 
lichen Inbesitznahme von Luftfahrzeugen, das 
Übereinkommen von Montreal vom 23. September 
1971 zur Bekämpfung widerrechtlicher Handlungen 
gegen die Sicherheit der Zivilluftfahrt, das Überein- 
kommen von New York vom 14. Dezember 1973 
über die Verhütung, Verfolgung und Bestrafung von 
Straftaten gegen völkerrechtlich geschützte Perso- 
nen einschließlich Diplomaten, das internationale 
Übereinkommen von New York vom 17. Dezember 
1979 gegen Geiselnahme; 

ist tief besorgt über Anschläge und Vorgehensweise 
des internationalen Terrorismus in all seinen Äuße- 
rungen, die das Leben von Menschen bedrohen und 
ihren Tod zur Folge haben; 

ist überzeugt, daß eine breitangelegte internatio- 
nale Zusammenarbeit sich voraussichtlich als das 
wirksamste Mittel zur Bekämpfung dieses Pro- 
blems erweisen wird; 

bekräftigt erneut das in der Charta der Vereinten 
Nationen verbriefte Recht der Völker auf Selbstbe- 
stimmung; 

bekräftigt erneut das unveräußerliche Recht aller 
durch kolonialistische und rassistische Regime und 
durch andere Formen von Fremdherrschaft unter- 
drückten Völker auf Selbstbestimmung und auf Un- 
abhängigkeit und bestätigt die Rechtmäßigkeit ih- 
res Kampfes in Übereinstimmung mit den Zielen 
und Grundsätzen der Charta und Grundsatzerklä- 
rung des Völkerrechts in bezug auf freundschaftli- 
che Beziehungen und Zusammenarbeit zwischen 
den Staaten in Übereinstimmung mit der Charta 
der Vereinten Nationen; 

bekräftigt den Grundsatz, daß jedermann das Recht 
auf Leben, Freiheit und persönliche Sicherheit hat, 
wie in der Allgemeinen Erklärung der Menschen- 
rechte festgelegt; 

ist überzeugt von der Bedeutung der Ausweitung 
und Verbesserung der internationalen Zusammen- 
arbeit zwischen den Staaten auf bilateraler und 
multilateraler Ebene, die zu einem Ende der Ge- 
walttaten des internationalen Terrorismus und sei- 
ner Hintergründe beitragen wird sowie zur Verhin- 
derung und Abschaffung dieser verbrecherischen 
Geißel; 


ist überzeugt, daß den Parlamenten eine wichtige 
Rolle bei der Suche nach Lösungen für das Problem 
des internationalen Terrorismus zufällt; 

ist der Ansicht, daß Geiselnahme und Entführung 
Straftaten von schwerwiegender Tragweite für die 
internationale Völkergemeinschaft sind, die äußerst 
nachteilige Konsequenzen für die Rechte der Opfer 
und den Ausbau der freundschaftlichen Beziehun- 
gen und der Zusammenarbeit zwischen den Staaten 
mit sich bringen; 

1. verurteilt einstimmig alle Terrorakte, terroristi- 
sche Machtdemonstrationen und Vorgehenswei- 
sen, ganz gleich, an welchem Ort oder durch 
wen sie begangen werden; 

2. bedauert zutiefst den Verlust von unschuldigen 
Menschenleben infolge solcher Terrorakte; 

3. bedauert ferner zutiefst die gefährlichen Aus- 
wirkungen von internationalen Terrorakten auf 
Beziehungen der Zusammenarbeit zwischen 
den Staaten, einschließlich der Zusammenar- 
beit im Entwicklungsbereich; 

4. appelliert an alle Staaten, die Bedeutung einer 
Politik anzuerkennen, die es ablehnt, Terrori- 
sten Konzessionen einzuräumen, weil die inter- 
nationale Völkergemeinschaft nicht der Erpres- 
sung von Terroristen nachgeben darf und ap- 
pelliert an alle Parlamente, eine solche Politik 
durchzuführen; 

5. bestätigt die Verpflichtung aller Staaten, auf de- 
ren Gebiet Geiseln oder entführte Personen 
festgehalten werden, dringend alles zu unter- 
nehmen, um deren sichere Freilassung zu errei- 
chen und zukünftige Geiselnahmen und Entfüh- 
rungen zu verhindern; 

6. appelliert an alle Staaten, die noch keine Ver- 
tragsparteien sind, ihren Beitritt zu den beste- 
henden internationalen Übereinkommen in be- 
zug auf verschiedene Aspekte des internationa- 
len Terrorismus in Erwägung zu ziehen; 

7. fordert die Staaten auf, die die einschlägigen 
Übereinkommen unterzeichnet haben, sich für 
die uneingeschränkte und strikte Beachtung ih- 
rer Bestimmungen einzusetzen; 

8. ruft alle Parlamente und Regierungen auf auf 
nationaler Ebene alle geeigneten Maßnahmen 
für eine baldige und endgültige Beseitigung des 
Problems des internationalen Terrorismus zu 
ergreifen, wie zum Beispiel die Harmonisierung 
der innerstaatlichen Gesetzgebung mit beste- 
henden internationalen Übereinkommen, die 
Erfüllung von eingegangenen internationalen 
Verpflichtungen sowie die Verhinderung der 
Vorbereitung und Organisation von Handlun- 
gen, die sich gegen andere Staaten richten, auf 
ihrem eigenen Staatsgebiet; 

9. fordert nachdrücklich, daß Regierungen und 
Parlamente alle notwendigen Maßnahmen be- 
schließen, um Akte des Terrorismus zu verhin- 
dern und terroristische Gewalttäter zu bestra- 
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fen, wobei auch ein Boykott entsprechender 
Flughäfen nicht ausgeschlossen werden sollte; 

10. ruft alle Staaten auf ihre Verpflichtungen nach 
dem Völkerrecht zu erfüllen und Abstand davon 
zu nehmen, Terroranschläge in anderen Staaten 
zu organisieren, zu finanzieren, anzustiften, zu 
unterstützen oder sich daran zu beteiligen oder 
Tätigkeiten in ihrem Land zu dulden, deren Ziel 
es ist, solche Handlungen zu begehen; 

11. ersucht alle Parlamente, sicherzustellen, daß 
ihre Länder nicht als sicherer Hafen von denen 
benutzt werden, die zum Terrorismus Zuflucht 
nehmen, sowie dafür zu sorgen, daß Terroristen 
gemäß den Bestimmungen der entsprechenden 
internationalen Übereinkommen vor Gericht 
gestellt werden; 

12. fordert die Parlamente und Regierungen aller 
Länder auf die internationale Zusammenarbeit 
zu verstärken, damit Mittel und Wege für eine 
wirksame Bekämpfung des internationalen Ter- 
rorismus gefunden werden können; 

13. ersucht ferner d\\e Staaten, eine engere Zusam- 
menarbeit untereinander zu pflegen, insbeson- 
dere durch den Austausch von sachdienlichen 
Informationen über die Verhinderung und Be- 
kämpfung des Terrorismus, die Festnahme und 
Verfolgung oder Auslieferung von Urhebern sol- 
cher Anschläge, den Abschluß von Sonderver- 
trägen und/oder die Aufnahme von Sonderklau- 
seln in geeignete bilaterale Abkommen, insbe- 
sondere in bezug auf die Auslieferung oder Ver- 
folgung von Terroristen; 

14. ruft alle Parlamente auf ihre jeweiligen Regie- 
rungen zu ersuchen, sowohl einseitig als auch in 
Zusammenarbeit mit anderen Regierungen so- 
wie mit den zuständigen Gremien der Vereinten 
Nationen, zum allmählichen Abbau der Ursa- 
chen des internationalen Terrorismus beizutra- 
gen und besonderes Augenmerk auf die Zu- 
stände zu richten — unter anderem auch Kolo- 
nialismus, Rassismus und Zustände, unter de- 
nen es zu fortgesetzten und schwerwiegenden 
Verletzungen der Menschenrechte und der 
Grundfreiheiten kommt, sowie durch Fremd- 
herrschaft verursachte Zustände — , die Brut- 
stätten des internationalen Terrorismus sein 
können und möglicherweise den internationa- 
len Frieden und die Sicherheit gefährden; 

15. betont die Notwendigkeit, daß Regierungen und 
Parlamente darauf hinwirken, daß die von den 
verschiedenen internationalen Organisationen, 
insbesondere der Internationalen Zivilluftfahrt- 
organisation (ICAO), aufgestellten Sicherheits- 
bestimmungen zur Abwehr von Anschlägen im 
Bereich des zivilen Luftverkehrs von den natio- 
nalen Behörden umfassend und effektiv ange- 
wendet werden; 

16. ermutigt die zuständigen internationalen Orga- 
nisationen, für weitere Sicherheitsverstärkun- 
gen einzutreten, sowie für die Ausrottung des 
Terrorismus auf den Weltmeeren; 


17. fordert die Parlamente der in der Interparla- 
mentarischen Union vertretenen Staaten auf 
für die Verwirklichung dieser Entschließung 
einzutreten. 


C. Im Hinblick auf Spannungsherde 

I In bezug auf Spannungsherde im allgemeinen 

Die 75. Interparlamentarische Konferenz 

ist überzeugt von der dringenden Notwendigkeit, 
daß Spannungsherde in der Welt beseitigt werden 
müssen, nicht nur zur Vermeidung von regionalen 
Konflikten, sondern auch wegen der Gefahr, daß 
sich solche Konflikte zu einer weltweiten Konfron- 
tation ausweiten könnten; 

ist sich bewußty daß von allen Staaten dringend 
Maßnahmen zur Beseitigung von Kolonialismus, 
der Einmischung in die inneren Angelegenheiten 
anderer Staaten, Apartheid, Rassendiskriminierung 
und anderer Diskriminierungen sowie aller Formen 
von Aggression und Besatzung, die eine ernsthafte 
Bedrohung des Weltfriedens und der Sicherheit in 
der Welt, insbesondere in Afrika, Asien und dem 
amerikanischen Kontinent darstellen, ergriffen 
werden müssen; 

betont die Wichtigkeit des durch Konsensbeschluß 
verabschiedeten feierlichen Appells der General- 
versammlung der Vereinten Nationen vom Novem- 
ber 1985 an die Konfliktstaaten, ihre Feindseligkei- 
ten unverzüglich einzustellen und ihre ftobleme 
auf dem Verhandlungswege zu lösen, sowie die Ver- 
pflichtung der Mitgliedstaaten der Vereinten Natio- 
nen, Spannungs- und Konfliktsituationen sowie be- 
stehende Streitigkeiten auf politischem Wege zu lö- 
sen und Abstand zu nehmen von jeder Androhung 
oder Anwendung von Gewalt und jeder Interven- 
tion in die inneren Angelegenheiten anderer Staa- 
ten. 

1. empfiehlt dem Interparlamentarischen Rat, die 
Möglichkeit zu prüfen, interparlamentarische 
Treffen zum Thema Frieden und Sicherheit in 
den betroffenen Regionen und Gebieten zu orga- 
nisieren im Hinblick auf die Beseitigung von 
Spannungsherden in verschiedenen Teilen der 
Welt sowie die Förderung einer engeren Zusam- 
menarbeit zwischen den Staaten unter Berück- 
sichtigung der Vorschläge einiger nationaler 
Gruppen für ein solches Treffen in Asien; 

2. fordert Parlamente und Regierungen auf alle 
Schritte zu unterstützen, deren Ziel die dauer- 
hafte Stärkung der demokratischen, repräsenta- 
tiven und pluralistischen Systeme ist sowie die 
Förderung einer nationalen Aussöhnung, der 
Ausbau der Menschenrechte und Grundfreihei- 
ten, zu denen u. a. die Achtung der Unverletzlich- 
keit der Person, die Pressefreiheit und gewerk- 
schaftliche Freiheit gehört, und insbesondere die 
Bedeutung der Beachtung und Verwirklichung 
der Grundsätze der Allgemeinen Erklärung der 
Menschenrechte und der beiden Internationalen 
Menschenrechtsvereinbarungen zu bekräftigen; 
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3. fordert Parlamente und Parlamentarier auf ih- 
ren jeweiligen Regierungen die strikte Beach- 
tung der einschlägigen Entschließungen der Ver- 
einten Nationen und anderer internationaler Or- 
ganisationen im Hinblick auf die endgültige Be- 
seitigung von Spannungsherden auf dem afrika- 
nischen, asiatischen und amerikanischen Konti- 
nent zu empfehlen; 


IL In bezug auf die Bemühungen der Contadora^ 
Gruppe 

zutiefst besorgt über die Situation in Mittelamerika, 
die gekennzeichnet ist, wie in der Präambel der 
Contadora-Akte über Frieden und Zusammenarbeit 
in Mittelamerika festgestellt, „durch ein besorgnis- 
erregendes Schwinden des politischen Vertrauens 
und durch Grenzzwischenfälle, durch militärische 
Aufrüstung, Waffentransporte, die Anwesenheit von 
ausländischen Militärberatern und durch andere 
Formen der militärischen Präsenz von ausländi- 
schen Mächten sowie die Eroberung von Gebieten 
bestimmter Staaten durch Partisanengruppen mit 
dem Ziel, destabilisierende Meißnahmen gegen an- 
dere Staaten der Region durchzuführen**; 

überzeugt, daß die Unterzeichnung der Contadora- 
Akte über Frieden und Zusammenarbeit in Mittel- 
amerika durch alle Staaten dieser Region und 
durch diejenigen Staaten mit Bindungen an diese 
Region und Interessen in dieser Region die erfor- 
derliche Voraussetzung für die Beseitigung von 
Spannungen sowie für die Errichtung von Frieden 
und Sicherheit in Mittelamerika und für die Unter- 
stützung von Zusammenarbeit und wirtschaftlicher 
Integration ist; 

unterstreicht, dciß alle mittelamerikanischen Staa- 
ten das Recht auf ein Leben in Frieden und Sicher- 
heit, frei von äußeren Beeinflussungen jeglicher Art 
haben, und daß militärische Schritte das Problem in 
Mittelamerika nicht lösen werden; 

ist der Ansicht, daß die von der Contadora-Gruppe 
im Namen des Friedens durchgeführten Maßnah- 
men beispielhaft für die Suche nach einer friedli- 
chen und regionalen Lösung für einen regionalen 
Konflikt sind; 

nimmt mit Genugtuung zur Kenntnis, daß die in 
der Contadora-Gruppe zusammenarbeitenden Staa- 
ten, u. a. Kolumbien, Mexiko, Panama und Vene- 
zuela, bei ihrer Initiative für einen Verhandlungs- 
prozeß, der zu einer friedlichen Beilegung der Span- 
nungen in Mittelamerika führen soll, von den Staa- 
ten Argentinien, Brasilien, Peru und Uruguay un- 
terstützt werden; 

berücksichtigt, deiß das Treffen von Caraballeda die 
Verwirklichung einer Reihe von konkreten, gleich- 
zeitig auszuführenden Maßnahmen mit dem Ziel ei- 
ner Konsolidierung des Friedens in der Region 
empfohlen hat, und daß es ebenfalls den Vorschlag 
des Präsidenten von Guatemala, Konsultationen 
zur Einberufung eines mittelamerikanischen Parla- 
ments einzuleiten, gebilligt hat, und deiß eine solche 


Initiative zu einem besseren Verständnis der Pro- 
bleme in der Region beitragen könnte; 

1. fordert alle Konfliktparteien zur Unterzeichnung 
der Contadora-Akte über Frieden und Zusam- 
menarbeit in Mittelamerika auf unter Berück- 
sichtigung des kürzlich anläßlich des Treffens in 
Panama erfolgten Appells der Regierungen der 
Contadora-Staaten sowie der Unterstützungs- 
gruppe; 

2. fordert ebenfalls alle Staaten mit Bindungen an 
diese Region auf die Unterzeichnung der Conta- 
dora-Akte über Frieden und Zusammenarbeit 
bzw, die in der Akte vorgesehenen Maßnahmen 
zu unterstützen sowie die diesbezüglichen Bei- 
tritts- und Unterstützungsdokumente zur Conta- 
dora-Akte zu unterzeichnen; 

3. bekräftigt das Recht aller Staaten der Region, in 
Frieden und Sicherheit ohne Einmischung von 
außen zu leben; 

4. unterstützt die Initiativen für eine regionale Inte- 
gration in Mittelamerika, wie zum Beispiel die 
Schaffung eines mittelamerikanischen Parla- 
ments und jede andere Form der Zusammenar- 
beit und Verständigung; 

5. unterstützt ebenfalls Costa Ricas Politik der akti- 
ven, ständigen und unbewaffneten Neutralität; 

6. bekräftigt das unveräußerliche Recht der Staa- 
ten Lateinamerikas auf gemeinsame Entwick- 
lung im Rahmen eines echten regionalen Frie- 
dens und im Rahmen von Demokratie, Zusam- 
menarbeit und Solidarität; 

7. nimmt die jüngste Erklärung des lateinamerika- 
nischen Parlaments anläßlich seines Treffens in 
Guatemala zur Kenntnis, in der dieses „seinen 
Willen zur Gleichberechtigung** erneut feststellt 
sowie „sein Recht auf Selbstbestimmung, auf 
Nichteinmischung in die inneren Angelegenhei- 
ten anderer Staaten, pluralistische Demokratie, 
sowie die Auflösung von Militärstützpunkten 
oder den Abzug militärischer Berater fremder 
Mächte und Achtung der Menschenrechte vertei- 
digt**; 

8. weist jede wirtschaftliche und militärische Hilfe 
mit dem Ziel einer Aggression gegen die Staaten 
der Region oder deren Destabilisierung zurück. 


Der Beitrag der Parlamente zur Beschleunigung des 
wirtschaftlichen Fortschritts in Entwicklungsländern 
durch Verbesserung der Bedingungen des internatio- 
nalen Handels und durch den Einsatz von Wissen- 
schaft und Technologie zur Förderung des Wohls der 
Menschheit allgemein und insbesondere der Gesund- 
heit und des Wohlergehens älterer Menschen. 

(Entschließung, angenommen ohne Abstimmung) 

Die 75. Interparlamentarische Konferenz, 

erkennt an, daß die Parlamente und die Regierun- 
gen, sowohl der Entwicklungsländer als auch der 
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Industrieländer, eine gemeinsame Verantwortung 
bei der Förderung einer konstruktiven, internatio- 
nalen wirtschaftlichen Zusammenarbeit mit dem 
Ziel der Stärkung der Weltwirtschaft und der För- 
derung des Wohlergehens der Menschheit tragen; 

unterstreicht die wichtige Rolle, die die Parlamente 
bei der Schaffung eines stärkeren öffentlichen Be- 
wußtseins dafür spielen können, daß das Schicksal 
der Länder des Nordens eng mit dem der Länder 
des Südens verknüpft ist; 

ist sich der andauernden Bedrohung der Weltwirt- 
schaft durch Stagnation der Wirtschaft vieler Län- 
der, insbesondere in der Dritten Welt, ihre wach- 
sende Außenverschuldung, infolge instabiler oder 
fallender Rohstoffpreise verschärfte hohe Arbeits- 
losenquoten, wachsenden protektionistischen 
Druck und internationale Währungsinstabilität be- 
wußt; 

bekräftigt den Inhalt der anläßlich der 73. und 
74. Interparlamentarischen Konferenzen verab- 
schiedeten Entschließungen über „Die Rolle der 
Parlamente durch Verminderung der internationa- 
len Schuldenlast“ sowie „Der Beitrag der Parla- 
mente zur Identifikation von Maßnahmen und Ak- 
tionen zur Beseitigung der Auslandsschuldenlast 
der Entwicklungsländer“; 

ist der Ansicht, daß in Zeiten, die gekennzeichnet 
sind durch ungleichmäßiges und instabiles Wachs- 
tum, hervorgerufen durch ein strukturelles Un- 
gleichgewicht und mangelnde Flexibilität in der 
Weltwirtschaft, die Last der Anpassung ungleich- 
mäßg verteilt ist und in erster Linie auf den Schul- 
tern der Entwicklungsländer ruht, wodurch deren 
normaler wirtschaftlicher Fortschritt gefährdet 
wird, insbesondere bei den am wenigsten Entwik- 
kelten unter ihnen, deren Lage sich ständig ver- 
schlechtert; 

ist außerdem der Ansicht, daß trotz eines wirt- 
schaftlichen Aufschwungs in den Entwicklungslän- 
dern sich die Lage der Entwicklungsländer nicht 
verbessert und insbesondere beeinträchtigt wird 
durch wachsenden Protektionismus, niedrige Roh- 
stoffpreise, ungünstigere Austauschrelationen im 
Handel, starke Wechselkursfluktuationen, hohe Re- 
alzinssätze, wachsende Außenverschldung und den 
Rückgang von staatlicher Entwicklungshilfe real 
gesehen; 

ist darüber hinaus der Ansicht, daß die Entwick- 
lungspolitik der Entwicklung menschlicher Res- 
sourcen, dem Abbau des Analphabetentums, der In- 
tegration der Frauen in den Entwicklungsprozeß so- 
wie der Gesundheits-, Ernährungs- und Bevölke- 
rungspolitik mit dem Ziel der Stärkung einer selbst- 
bestimmten, sich selbst tragenden sozialen und 
wirtschaftlichen Entwicklung einen höheren Stel- 
lenwert einräumen sollte; 

betont die Bedeutung technischer Hilfe als eines oft 
vernachlässigten, aber entscheidenden Bestandteils 
der Entwicklungszusammenarbeit sowie die Uner- 
läßlichkeit von Ausbildung und von Erweiterung 
der menschlichen Fähigkeiten zur wirksamen Nut- 


zung von Kapitalinvestitionen und zur Selbständig- 
keit; 

ist äußerst besorgt darüber, deiß ein großer Teil der 
Menschheit — insbesondere in Afrika südlich der 
Sahara — an Hunger und Unterernährung leidet, 
was eine schreckliche menschliche Tragödie, le- 
benslange Gesundheitsschäden besonders bei Kin- 
dern und die Entwurzelung ganzer Bevölkerungen 
zur Folge hat; 

verweist auf die Entschließung 3281 (XXIX) der Ge- 
neralversammlung der Vereinten Nationen vom 
12. Dezember 1974, welche das Recht der Entwick- 
lungsländer auf Nutzung der Errungenschaften von 
Wissenscheift und Technologie zur Beschleunigung 
ihrer wirtschaftlichen und sozialen Entwicklung 
feststellt; 

verweist auf die Entschließung 37/207 der General- 
versammlung der Vereinten Nationen betreffend 
„Entwicklungsaspekte des Rücktransfers von Tech- 
nologie“ sowie auf die am 7. Dezember 1983 anläß- 
lich des Treffens der Regierungsexperten verab- 
schiedeten Schlußfolgerungen und Empfehlungen 
über den Rücktransfer von Technologie; 

ist überzeugt, daß die Anwendung der Wissenschaft 
und der fortdauernde Technologietransfer zu an- 
nehmbaren Bedingungen von wesentlicher Bedeu- 
tung für die Steigerung des Lebensstandards der 
Völker, verbesserte Lebensqualität in der Dritten 
Welt und für die Gewährleistung eines verbesserten 
Zugangs der Produkte dieser Völker zu den Welt- 
märkten sind; 

erkennt die Bedeutung der Zusammenarbeit zwi- 
schen den Parlamenten der Industrieländer und der 
Entwicklungsländer in Form eines Gedanken- und 
Erfahrungsaustausches über sozio-ökonomische 
Fragen im Bereich der Gesundheit und dem Wohl- 
ergehen älterer Menschen; 

erinnert an die Bestätigung durch die internatio- 
nale Völkergemeinschaft, die dem Internationalen 
Aktionsplan zur Frage des Alterns, den die Weltver- 
sammlung zur Frage des Alterns vom 26. Juli bis 
6. August 1983 in Wien angenommen hat, zuteil 
wurde und stellt fest, daß der Aktionsplan als we- 
sentlicher Bestandteil der großen, internationalen, 
regionalen und nationalen Strategien und Program- 
me, die als Antwort auf wichtige und wirtschaftli- 
che Fragen und Bedürfnisse in der Welt ausgearbei- 
tet wurden, berücksichtigt werden sollte; 

verweist ferner auf die von der Generalversamm- 
lung der Vereinten Nationen bei mehreren kürzlich 
abgehaltenen Sitzungen verabschiedeten Entschlie- 
ßungen zur Frage des Alterns (insbesondere Ent- 
schließung 40/30 vom 29. November 1985 über die 
Durchführung des internationalen Aktionsplans 
zur Frage des Alterns); 

1. unterstützt die Anstrengungen der Vereinten 
Nationen und ihrer Sonderorganisationen zu- 
gunsten der von der Dürre betroffenen Gebiete 
in Afrika und appelliert an die Länder, die dazu 
in der Lage sind, ihre Beiträge zu den unter 
Federführung des Generalsekretärs der Verein- 
ten Nationen durchgeführten Dringlichkeits- 
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maßnahmen sowie zu den Sondermaßnahmen 
und -mittein der Weltbank für Afrika südlich 
der Sahara zu erhöhen; 

2. fordert die Parlament und Regierungen der 
Industrienationen auf: 

a) ihre allgemeinen Präferenz- oder Meistbe- 
günstigungssysteme für Produkte, die für 
Entwicklungsländer von besonderer Bedeu- 
tung sind, weiterzuverbessern; 

b) Maßnahmen zur Beseitigung von Protektio- 
nismus und Diskriminierung im Welthandel 
sowie andere Maßnahmen zu ergreifen, die 
Exporte aus Entwicklungsländern unter ge- 
rechten Bedingungen nicht behindern oder 
blockieren; 

c) die Zusammenarbeit mit den Entwicklungs- 
ländern auf dem Gebiet der Förderung des 
Handels zu intensivieren und auf Exportsub- 
ventionierungen, insbesondere auf Subven- 
tionen für Landwirtschaftsprodukte, die mit 
Exporten aus Entwicklungsländern und auch 
mit anderen Fertig- und Halbfertigwaren ein- 
schließlich Textilien und Bekleidung im Wett- 
bewerb stehen, zu verzichten; 

d) den Entwicklungsländern durch den Transfer 
von Technologie sowie durch die Steigerung 
des Lebensstandards in diesen Ländern bei 
der Qualitätsverbesserung und Produktions- 
steigerung verschiedener Waren zu helfen; 

e) durch eine konstruktive Haltung bei den Ver- 
handlungen über internationale Rohstoff- 
übereinkommen, durch die Förderung einer 
schnellen Verwirklichung des integrierten 
Programms und des gemeinsamen Rohstoff- 
Fonds der UNCTAD und durch die Stärkung 
internationaler Mechanismen wie der Aus- 
gleichsfinanzierungsfazilität des IWF auf die 
Stabilisierung und Erhöhung von Erlösen aus 
Rohstoffexporten hinzuwirken; 

f) eine Gesamtstrategie für die Zusammenar- 
beit bei der gemeinsamen Bewältigung von 
Handels-, Verschuldungs- und Finanzpro- 
blemen festzulegen mit dem Ziel, eine dauer- 
hafte und sichere Lösung zu finden zur Siche- 
rung des Wachstums der sich entwickelnden 
Wirtschaften; 

3. fordert Parlamente und Regierungen der GATT- 
Mitgliedstaaten auf sich im Rahmen der im 
GATT stattfindenden neuen multilateralen 
Handelsgespräche einzusetzen für: 

a) die Festlegung und tatsächliche Anwendung 
des Grundsatzes einer differenzierten und 
günstigeren Behandlung der Entwicklungs- 
länder in allen Verhandlungsbereichen, ein- 
schließlich der Einräumung von nicht-rezi- 
proken Präferenzen durch die Industriena- 
tionen zugunsten der Entwicklungsländer; 

b) die vorrangige Behandlung bei den Gesprä- 
chen der im Arbeitsprogramm des GATT von 
1982 erwähnten ungelösten Fragen der To- 
kio-Runde, insbesondere der Suche einer Lö- 
sung für das seit langem offene Problem ei- 


nes Schutzklauselsystems auf der Grundlage 
der GATT-Bestimmungen, das in allen Berei- 
chen des Welthandels Anwendung finden 
sollte; 

4. ist der Ansicht, daß die Weltbank über einen 
größeren Finanzrahmen für Entwicklungspro- 
jekte verfügen sollte, um mit der Ausweitung 
des Bedarfs und der Möglichkeiten in den Ent- 
wicklungsländern schritthalten zu können, und 
fordert daher alle Regierungen auf durch eine 
substantielle Kapitalerhöhung eine verstärkte 
Darlehenskapazität der Weltbank zu unterstüt- 
zen; 

5. appelliert an die Industrieländer, sich gemein- 
sam um ein Gesamtaufstockungsvolumen von 
12 Milliarden Dollar für IDA zu bemühen und 
die regionalen Entwicklungsbanken bei der 
Fortführung und Erweiterung ihrer wichtigen 
Rolle bei der sozialen und wirtschaftlichen Ent- 
wicklung Afrikas, Asiens und Lateinamerikas 
zu unterstützen; 

6. empfiehlt, den IWF, um seinen Operationen grö- 
ßere Wirkung zu verleihen, mit erhöhten Mit- 
teln auszustatten und seine Funktion als Ratge- 
ber für die Politik der Regierungen der Ent- 
wicklungsländer flexibler, differenzierter und 
verständnisvoller zu gestalten und damit dem 
Produktionswachstum und der Beschäftigung 
wie auch der Bekämpfung der Inflation und der 
Zahlungsbilanzdefizite größeres Gewicht beizu- 
messen; 

7. betont die Bedeutung und Dringlichkeit einer 
Reform des Weltwährungs Systems und verweist 
in diesem Zusammenhang aiof den anläßlich des 
Gipfeltreffens der blockfreien Länder im Jahre 
1983 gemachten Vorschlag über die Einberu- 
fung einer baldigen internationalen Konferenz 
für die Entwicklungsfinanzierung; 

8. fordert den IWF und andere Gläubiger auf für 
die Rückzahlung von Auslandsschulden der 
Entwicklungsländer ein System einzurichten, 
das die Zahlungsbilanzen und das Wirtschafts- 
wachstum der Schuldnerländer sowie die mit 
dem „Konsens von Cartagena“ verabschiedeten 
Entschließungen entsprechend berücksichtigt; 

9. fordert alle Staaten auf, sich für die volle Ver- 
wirklichung des internationalen Aktionspro- 
gramms, für die Anwendung von Wissenschaft 
und Technologie bei der Entwicklung und für 
die Durchsetzung des Lagos-Plans einzusetzen; 

10, appelliert an die Industrieländer: 

a) den Entwicklungsländern den Zugang zu ob- 
jektiven und unbeeinflußten Quellen techni- 
scher Hilfe und industrieller Zusammenar- 
beit, die auf ihre besonderen Bedürfnisse 
ausgerichtet sind, zu gewähren und dazu das 
Entwicklungsprogramm der Vereinten Na- 
tionen (UNDP) und der Organisation für in- 
dustrielle Entwicklung der Vereinten Natio- 
nen (UNIDO) als zentrale Organe des Sy- 
stems der Vereinten Nationen für technische 
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und industrielle Zusammenarbeit zu för- 
dern; 

b) den Entwicklungsländern zu helfen, ihre ei- 
genen Fähigkeiten auf den Gebieten der 
Ausbildung und der wissenschaftlich-techni- 
schen Forschung zu verstärken; 

c) mit den Entwicklungsländern beim Einsatz 
hochentwickelter Technologien, insbeson- 
dere in der Landwirtschaft, im Energiebe- 
reich und im Weltraum (für die Erdbeobach- 
tung und die Bewirtschaftung von Natur- 
schätzen) zusammenzuarbeiten; 

11. appelliert an die Entwicklungsländer: 

a) ihre Bemühungen für die Durchführung von 
Wissenschäfts- und Technologie-Politiken zu 
verstärken sowie Wissenschaft und Techno- 
logie in den Bereichen der Forschung und 
Entwicklung einzusetzen; 

b) die Nutzung der für sie geeigneten wissen- 
schaftlichen und technologischen Verfahren 
weiterzuentwickeln und weithin bekanntzu- 
machen, sowie die Innovation in diesem Be- 
reich zur Beschleunigung ihres wirtschaftli- 
chen und sozialen Fortschritts voranzutrei- 
ben: 

c) eine wirksame Zusammenarbeit im Rahmen 
des Dialogs auf Süd-Süd-Ebene, insbeson- 
dere in bezug auf Wissenschaft, Technologie 
und Handel, zu entwickeln; 

12. fordert Parlamente und Regierungen dring end 
auf eine konstruktive Haltung bei der Ausar- 
beitung eines internationalen Verhaltenskodex 
für den Technologietransfer und eines Verhal- 
tenskodex für supranationale Gesellschaften 
durch die Vereinten Nationen mit dem Ziel ei- 
ner zügigen Vollendung ihrer Formulierung ein- 
zunehmen; 

13. appelliert an Parlamente und Regierungen: 

a) dafür Sorge zu tragen, daß die Frage des Al- 
terns entsprechend den kulturellen und tra- 
ditionellen Gegebenheiten mit in die nationa- 
len Entwicklungsprogramme ihrer Länder 
aufgenommen wird; 

b) ihre Bemühungen zur Verwirklichung der im 
Internationalen Aktionsprogramm von Wien 
zur Frage des Alterns enthaltenen Grund- 
sätze und Empfehlungen fortzusetzen; 

c) einen verstärkten Informations- und Erfah- 
rungsaustausch zur Herbeiführung von Fort- 
schritten in der Frage des Alterns zu fördern 
und Maßnahmen zu unterstützen, die den 
wirtschaftlichen und sozialen Auswirkungen 
des Alterns und der Bedürfnisse der älteren 
Menschen Rechnung tragen; 

d) die Einberufung von regionalen und teilre- 
gionalen Treffen in Erwägung zu ziehen, die 
sich mit der Anwendbarkeit der Empfehlun- 
gen des Internationalen Aktionsplans zur 
Frage des Alterns im Hinblick auf ihre be- 
sonderen Bedürfnisse und Verhältnisse be- 
fassen; 


14. empfiehlt dem Interparlamentarischen Rat in 
Übereinstimmung mit Artikel 22 (f) der Statu- 
ten, die Bildung eines repräsentativen ad-hoc- 
Ausschusses, der bei allen zukünftigen Folgesit- 
zungen Zusammentritt, um Maßnahmen, die die 
Parlamente zur Verbesserung des Gesundheits- 
zustandes und des Wohlergehens älterer Men- 
schen ergreifen können, zu erörtern und dar- 
über zu berichten; 

15. empfiehlt sowohl Entwicklungsländern als auch 
Industrieländern, innerhalb eines geeigneten 
Rahmens und im Geist von Solidarität und Ver- 
ständigung neue Verhandlungen auf Nord-Süd- 
Ebene einzuleiten, im Hinblick auf eine Reform 
des Welthandelssystems und die Schaffung ei- 
ner gerechteren und ausgewogeneren neuen 
Weltwirtschaftsordnung in Übereinstimmung 
mit den von der Generalversammlung der Ver- 
einten Nationen im Jahre 1974 verabschiedeten 
Grundsätzen des Aktionsprogramms. 


Die Verwirklichung der von der Generalversammlung 
und dem Sicherheitsrat der Vereinten Nationen sowie 
von der Interparlamentarischen Union verabschiede- 
ten Entschließungen über die Palästinensische Frage, 
die Lage im Libanon, die besetzten arabischen Ge- 
biete und über den Krieg zwischen dem Iran und dem 
Irak als eine Möglichkeit zur Festigung des Friedens In 
der Welt und zur Verstärkung der internationalen Si- 
cherheit 

(Entschließung, ohne Abstimmung angenommen) 

Die 75. Interparlamentarische Konferenz 

erinnert an alle einschlägigen, von der Generalver- 
sammlung der Vereinten Nationen und dem Sicher- 
heitsrat sowie der Interparlamentarischen Union 
verabschiedeten Entschließungen; 

erinnert ferner an die Erklärungen und Bemühun- 
gen des Sicherheitsrates und des Generalsekretärs 
der Vereinten Nationen; 

ist überzeugt, daß eine umfassende, gerechte und 
dauerhafte Regelung der Konflikte nur durch ge- 
meinsame Bemühungen unter Beteiligung aller be- 
troffenen Parteien gefunden werden kann; 

ist ferner überzeugt, daß Israels fortdauernde Beset- 
zung der arabischen Territorien und seine Weige- 
rung, die unveräußerlichen Rechte des palästinensi- 
schen Volkes, einschließlich des Rechtes auf Rück- 
kehr in sein Heimatland Palästina und auf Selbst- 
bestimmung, anzuerkennen, das schwerwiegendste 
Problem im Nahen Osten ist, für das eine Lösung 
gefunden werden muß; 

erkennt das Recht aller Staaten auf Existenz und 
Sicherheit in diesem Gebiet an sowie das unveräu- 
ßerliche Recht des palästinensischen Volkes auf 
Rückkehr in sein Heimatland und auf Selbstbestim- 
mung; 

stellt fest, daß Israel bis jetzt nicht den Entschlie- 
ßungen des Sicherheitsrates der Vereinten Natio- 
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nen, 425 und 426 (1978), 501, 508 und 509 (1982), 
betreffend die Libanon-Frage entsprochen hat und 
hartnäckig an der Aufrechterhaltung seiner militär- 
ischen Präsenz in direkter Form durch die Statio- 
nierung von Truppen und in indirekter Form durch 
verbündete Armeeverbände festhält — unter dem 
Vorwand, seine Sicherheit schützen zu wollen — 
und weist darauf hin, daß dies Israel nicht gelungen 
ist, sondern daß es im Gegenteil nur dafür gesorgt 
hat, daß die Spannungen im südlichen Libanon sich 
fortgesetzt und sogar verschärft haben, daß es dem 
nationalen Widerstand zur Legitimität verholten 
hat und den Konflikt im Inneren des Libanon neu 
geschürt hat, trotz des allgemeinen Wunsches nach 
Beseitigung des Spannungsherdes im Nahen Osten 
und der Wiedereinkehr von Frieden, Sicherheit imd 
Souveränität im Libanon; 

bedauert den Beschluß des Amerikanischen Kon- 
gresses, den Beitrag der USA zur Finanzierung der 
UN-Interimstruppe (UNIFIL) im Libanon um die 
Hälfte'zu kürzen, und stellt fest, daß Entscheidun- 
gen militärischer, politischer und finanzieller Art, 
die die Mission von UNIFIL beeinträchtigen kön- 
nen, zu einer Entmutigung der Staaten, die sich an 
UNIFIL und seiner humanitären und friedlichen 
Mission beteiligt haben, und damit zu einer Ver- 
schlechterung der Situation in dieser Region führen 
können; 

bedauert die Ursachen, die den Konflikt zwischen 
dem Iran und dem Irak ausgelöst haben und äußert 
tiefstes Bedauern und Besorgnis über die Fortdauer 
des Konflikts, der für beide Länder zu schwerwie- 
genden Verlusten an Menschenleben und Material, 
zu einer Destabilisierung der Sicherheit sowie der 
Unterbrechung der Schiffahrt in dieser Region ge- 
führt hat; 

ist äußerst besorgt über die in zahlreichen Berich- 
ten der Vereinten Nationen erwähnten Verletzun- 
gen des humanitären Kriegsvölkerrechts und insbe- 
sondere über Verletzungen des Genfer Protokolls 
vom 17. Juni 1925 über die Verwendung von chemi- 
schen Waffen und des Genfer Abkommens vom 
12. August 1949 über den Schutz von Kriegsopfern; 


A. in bezug auf den Nahen Osten *) 

1. fordert erneut einen gerechten und dauerhaften 
Frieden im Nahen Osten; 

2. ist der Ansicht, daß dieses Zi^ durch die Ver- 
wirklichung der von der Generalversammlung 
und dem Sicherheitsrat der Vereinten Nationen 
verabschiedeten Entschließungen xmd Be- 
schlüsse betreffend die Palästinensische Frage 
und den Nahost- Konflikt verfolgt werden soll- 
te; 

3. fordert den vollständigen, unverzüglichen und 
bedingungslosen Rückzug Israels aus allen be- 
setzten arabischen Gebieten, bekräftigt die un- 
veräußerlichen Rechte des palästinensisch-ara- 
bischen Volkes auf Rückkehr in sein Heimat- 


land, auf Selbstbestimmung und atif Gründung 
seines eigenen unabhängigen Staates unter der 
Führung des alleinigen und rechtmäßigen Ver- 
treters, der Palästinensischen Befreiungsorga- 
nisation (PLO), mißbilligt die repressiven Maß- 
nahmen der israelischen Besatzimgsbehörden, 
die sich gegen das palästinensische Volk rich- 
ten, und verurteilt seine Politik der Annexion 
und Gründung von Siedlungen auf besetztem 
arabischen Territorium sowie Versuche, die Be- 
völkerungsstrukturen und demographischen 
und kulturellen Gegebenheiten zu verändern; 

4. verurteilt Israels Verletzxmg der tunesischen 
Souveränität durch Luftangriffe, die zum Tod 
von unschuldigen Menschen geführt haben, und 
fordert in diesem Zusammenhang die Durchfüh- 
rung der Entschließung 573 (1985) des Sicher- 
heitsrates der Vereinten Nationen; 

5. verurteilt auf das schärfste alle Handlungen, die 
die Sicherheit der zivilen Luftfahrt und die der 
Passagiere gefährden können; 

6. fordert Parlamente und Regierungen auf alle 
Bemühungen um die baldige Einberufung einer 
internationalen Friedenskonferenz über den 
Nahen Osten zu unterstützen, in Übereinstim- 
mung mit der Entschließung 38/58C der Verein- 
ten Nationen, unter Beteiligung aller betroffe- 
nen Parteien, einschließlich der PLO, der Verei- 
nigten Staaten von Amerika, der UdSSR und 
der anderen ständigen Mitglieder des UN-Si- 
cherheitsrates; 


B. In bezug auf den Libanon*’^) 

7. verlangt erneut, daß Israel die von der Interpar- 
lamentarischen Union verabschiedeten Ent- 
schließungen betreffend den Libanon durch- 
führt, und fordert dringend, daß Israel den Ent- 
schließungen 425, 426 (1978), 501, 508 und 509 
(1982) des UN-Sicherheitsrates durch seinen 
endgültigen Truppenabzug aus dem Libanon 
entspricht und UNIFIL seine Mission erfüllen 
läßt; 

8. äußert die Hoffnung, daß die Mitgliedstaaten 
des Sicherheitsrates der Vereinten Nationen 
dem Antrag des Libanon auf nochmalige Ver- 
längerung des Mandats von UNIFIL, welches 
am 17. April 1986 endet, entsprechen werden, 
und daß der Amerikanische Kongreß seinen Be- 
schluß, den amerikanischen Beitrag zur Finan- 
zierung von UNIFIL um die Hälfte zu kürzen, 
rückgängig machen wird; 

9. fordert alle Parlamente imd Regierungen auf, 
den Libanon und seine rechtmäßige Regierung 
bei der Errichtung von Sicherheit, Stabilität und 
nationaler Einheit auf libanesischem Staatsge- 
biet zu unterstützen, die libanesische Souverä- 
nität und Unabhängigkeit zu respektieren und 
zum Wiederaufbau im Libanon beizutragen; 
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C. In bezug auf den Krieg zwischen dem Iran 
und dem Irak***) 

10. unterstützt in umfassender Weise die Bemühun- 
gen der Vereinten Nationen, der Bewegung der 
blockfreien Länder und der Organisation der Is- 
lamischen Konferenz (OIC) bei der Suche nach 
einer friedlichen, umfassenden und gerechten 
Lösung für den Iran und den Irak durch Ver- 
mittlung oder jede andere Möglichkeit einer 
friedlichen Beilegung der Streitigkeiten, ausge- 
hend von den Entschließungen und Erklärun- 


*) Abschnitt A wurde mit 599 zu 257 Stimmen bei 171 
Enthaltungen angenommen 
**) Abschnitt B wurde mit 884 zu 38 Stimmen bei 125 
Enthaltungen angenommen 

***) Abschnitt C wurde ohne Abstimmung angenommen 


gen des Sicherheitsrates, den Entschließungen 
der Generalversammlung sowie den Bemühun- 
gen und Vorschlägen des Generalsekretärs der 
Vereinten Nationen; 

11. bedauert die Verletzungen des humanitären 
Kriegsvölkerrechts und fordert die Parteien zur 
strikten Einhaltung und Durchführung dieser 
Gesetze auf insbesondere des Genfer Protokolls 
von 1925 und der Genfer Abkommen von 1949; 

12. fordert alle Staaten auf insbesondere die Staa- 
ten der Region, größtmögliche Zurückhaltung 
zu üben und alle Handlungen zu unterlassen, 
die zu einer Verstärkung der gegenwärtigen 
Spannungen führen und die freie Schiffahrt 
oder zivile Luftfahrt in dieser Region gefährden 
könnten. 
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